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Vorbemerkung zum Lehrplan Politik an beruflichen Schulen a 
1. Einfilt!rung des Lehrplen• 
Der Lehrplan POLITIK für die beruflichen Schulen enetzt dia bisherigen Einzelpläne für das Fach 
Gemeimchaftskunde an den gewerblichen, den kaufmännischen und den hauswirtschaftlichen Teilzeit· 
schulen. Für di•e Schulen sind jetzt die Inhalte im Bereich der politischen Bildung vereinheitlicht und 
präzisiert, nicht aber grundsätzlich verändert worden. Die ausgewählten Fachinhalte stimmen weit-
gehend mit der entsprechenden Auswahl anderer Bundesländer überein. 
Die einheitliche Fachbezeichnung ist Politik. Der Name gibt an, was gemeint ist: Gemeinsames Gestal-
ten des öffentlichen Lebens. Außerdem ist die Bezeichnung bestimmter Fachschwerpunkte (Politik, 
Geographie, Geschichte und Wirtschaftslehre) im Rahmen der „Gemeinschaftskunde" an beruflichen 
Vollzeitschulen und im Kurssystem der neugestalteten gymnasialen Oberstufe f1111tgetegt. Im Hinblick 
auf künftige Entwicklungen nimmt der vorliegende Lehrplan vorsorglich den entsprechenden KunrCode 
mit auf - hier als: GKD (POL). 

2. Der Situationsansatz als inhaltlichBI Auswahlkriterium 
Die Inhalte im Bereich der politischen Bildung wurden vereinheitlicht, weil die Ausgangssituation, in 
der sich der Jugendliche in Ausbildung befindet, grundsätzlich übereinstimmende Züge aufweist. Mit 
Sicherheit ltann gesagt werden, daß er laufend als Wählender angesprochen wird (lcherfahrung/ Autono-
mie), auf Verständigung mit anderen angewiesen ist (Wir-Beziehun!>'Kommunikation) und zur 
Mitbestimmung aufgefordert ist {Interessenvertretung/Kontrolle). Hieraus ergeben sich die übergeord-
neten Lernziele des Faches. 

3. übergeordnete Lernziele des Faches 
Unter bewußtem Verzicht auf detaillierte Lernziellisten werden dem Lehrplan nur einige (an Hamburg 
und Nordrhein-Westfalen orientierte) Zielbündel vorgestellt: 

3.1. Der Politik-Unterricht soll den Jugendlichen die rationale Orientierung in der gegenwärtigen ge-
sellschaftlichen Umwelt ermöglichen, 

- indem er politische Probleme und Konflikte der ökonomischen, sozialen, rechtlichen und 
staatlichen Ordnung aufgreift, 

- indem er sie unter Einbeziehung notwendiger historischer, soziologischer, politologischer, 
psychologischer, ökonomischer, rechtlicher und wirtschaftsgeographischer Aspekte analysiert und 

- indem er die Schüler anregt, zu den Lösungsvorschlägen Stellung zu nehmen, um somit Maßstäbe 
für die Regelung von Konflikten zu entwickeln. 

3.2. Der Politik-Unterricht soll Aufgeschlossenheit und Informationsbedürfnis bewirken gegenüber 
politischen Problemen und Konflikten auch unter weltpolitischen Fragestellungen und unter Be-
achtung anderer Gesellschaftsformen. 

3.3. Der Politik-Unterricht soll bei den Jugendlichen eine kritische Abschätzung der Entwicklungsmög-
lichkeiten der Gesellschaft und in der Gesellschaft anstreben, 

- indem der Planungs- und Handlungsspielraum für die Verwirklichung politischer Alternativen 
untersucht wird, 

- indem Wertvorstellungen und Verhaltensweisen in der Gesellschaft mit den Grundsätzen des 
republikanischen, demokratischen und sozialen Rechtsstaates verglichen werden und 

- indem die Veränderbarkeit der Gesellschaft aus ihrer Geschichte verdeutlicht wird. 

3.4. Der Politik-Unterricht soll bei den Jugendlichen die Fähigkeit zum politischen Urteil entwickeln„ 

- indem politisches Handeln aufgrund von Zielvorstellungen der Handelnden, der geltenden Nor-
men und der gegebenen Bedingungen beurteilt wird, 

- indem über Normen politischer Systeme reflektiert wird und dabei Normenkonflikte als solche 

erkannt und akl iert werden, 
- indem sozialpsychologische Faktoren der Urteilsbildung und des Verhaltens erkannt werden, und 

die Fähigkeit und Bereitschaft angestrebt wird, das eigene politische Urteil ständig zu überprüfen. 

3.6. Der Politik-Unterricht soll bei den Jugendlichen die Bereitschaft zu demokratischem Verhalten fördern, 

- indem im Unterricht Verfahrensweisen zur Informationsbeschaffung besonders aus Zeitung, 
Rundfunk und Fernsehen entwickelt werden, 

- indem zielstrebiges Handeln im Rahmen demokratisch legitimierter Regeln im Umgang mit 
öffentlichen Einrichtungen und politischen 1 nstitutionen geübt wird, 

- indem es für die Jugendlichen im Unterricht Praxis wird, die eigene Meinung zu artikulieren. auf 
den anderen zu hören, die Argumente abzuwägen. begründete andere Standpunkte zu tolerieren, 
sich durchzusetzen, Kompromisse zu akzeptieren, sich an deren Ergebnisse zu halten und sie 
verantwortlich zu vertreten. 

Der Politik-Unterricht erreicht seine Zielsetzung nur, wenn er die Erkenntnis vermittelt, daß politisches 
Handeln in der Bundesrepublik Deutschland an die verfassungsmäßige Ordnung gebunden Ist (Grund-
gesetz; Bremer Landesverfassung). Daraus ergeben sich gleichzeitig ·eine Begrenzung des Handlungsspiel-
raums und die Freiheitsgarantie der politischen Selbstbestimmung und Legitimation politischen Han-
delns, z.B. in der Weiterentwicklung des Sozialstaatsgebotes. 
Das Bundesverfassungsgericht hat die vom Grundgesetz festgelegte freiheitliche demokratische Grund-
ordnung umschrieben: 

Sie ist eine Ordnung, .die unter Ausschluß jeglicher Gewelt und Wiffkürherrscheft eine 
fflChtsstaetliche Herrscheftsordnung euf der Grundlage der Selbstbestimmung dtn Volkes 
nech dem Wil/Bn der jeweiligen Mehrheit und der Freiheit und Gleichheit dBrstellt. Zu 
den grundlegenden Prinzipien dieser Ordnung sind mindestBns zu fflChnen: Die Achtung 
vor dtm im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechten, vor allem abBr vor dem RBCht 
der Persönlichkeit auf Leben und freie Entfaltung, die Volkssouveränität, diB Gewalten-
teilung, die Verantwortlichkeit der Regierung, die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, diB 
Unebhängigkeit der Gerichte, das Mehrparteienprinzip und die Chancengleichheit für alle 
politischen Parteien mit dem Recht auf verfassungsmäßige Bildung und Ausübung Biner 
Opposition.• (Urteil des BVG vom 23. 10. 1952). 

Diese Verfassungsordnung setzt Grenzen, ist aber innerhalb dieser Grenzen nicht restriktiv. Die Bremer 
Landesverfassung fordert im Art. 26 ausdrücklich eine „Erziehung zum eigenen Denken, zur Achtung 
vor der Wahrheit, zum Mut, sie zu bekennen und das als richtig und notwendig Erkannte zu tun." Die-
sem Sachverhalt hat der Politik-Unterricht an den Schulen Rechnung zu tragen. Denn für die Jugend-
lichen lebt der Politik-Unterricht 

von der Freude, Alternativen (einschließlich realer Utopien) zu entwickeln, 
von der Motivation, Ernst und Spiel zu verbinden (Planspiel, Simulation, Rollenspiel als methodi-
schem Ausdruck). 
von einem produktiven Kräftemessen, bei welchem die eigenen Kräfte herausgefordert, aber nicht 
überfordert werden, 
von der Möglichkeit, Sichtweisen, Werthaltungen, Einstellungen, Überzeugungen, Urteile aufzubauen 
und sich selber von nicht akzeptierten Prägungen freizumachen, 
und schließlich von der Gewissenhaftigkeit, keine erreichbare Information zur Entwicklung, Erpro-
bung. aber auch Widerlegung neuer politischer Gestaltungen durch Vorurteil von vornherein auszu-
schließen. 

Für die in die Mündigkeit hineinwachsenden Schüler bietet dar Politik-Unterricht die letzte Gelegenheit, 
unter Anleitung und gemeinsam mit anderen systematisch politische Prozesse zu verfolgen. ohne selber 
schon in komplexeren Situationen in der uneingeschränkten Verantwortung zu stehen. In diesem Sta-
dium sollte man nachdrücklich lernen können, begründeta Standpunkte angstfrei vorzubringen, d.h. 
sich selber und die anderen ernst zu nehmen, ohne sich selber und die anderen zu überschätzen. 



-Wenn dieser hohe Anspruch praktisch eingelöst werden soll, müssen mindestens die folgenden grund· 
legenden Fertigkeiten in konkreten Situationen so genau wie möglich geübt werden, so daß man sie 
am Ende nicht nur bestätigen kann, sondern auch bestätigen will: 

den politischen und allgemeinen wirtSchaftlichen Teil von Tageszeitungen zu lesen und entsprechen-
de Radio- und Fernsehsendungen zu verfolgen, 
zu einer Sachfrage zusätzliche Informationen zu beschaffen (Bibliothek, Statistik, Handbuch, 
Landeszentrale für Politische Bildung, Radio-, Fernseh-, Zeitungsredaktionen, Schule, ggf. auch 
Interview u.ä.), 
aus Bildmaterial Sachinformationen zu entnehmen und Manipulationen zu erkennen, 
Fragwürdiges und Alternatives zu erkennen und den Konfliktgehalt unterschiedlicher Auffassungen 
zu ermessen, 
Standpunkte zu vertreten, zu vergleichen und weiterzuverfolgen, 
zu Lösungsvorschlägen Stellung zu nehmen und hierbei Sachwissen aus anderen Bereichen heran· 
zuziehen, 
an einem Gespräch politischen Inhalts (durch Zuhören, Fragen, eigene Beiträge) teilzunehmen, 
eine Diskussion in den Hauptergebnissen mündlich (ggf. auch schriftlich) festzuhalten, 
an einer Diskussion aktiv teilzunehmen (ggf. auch zu führen) und sich mit vorgetragenen Argumen-
ten kritisch und geschickt auseinanderzusetzen, 
Informationen, Standpunkte, Argumente, Lösungsvorschläge zusammenfassend und wirksam dar-
zustellen (Gespräche, Rede, Referat, Brief, Thesen, auch durch Plakat und Flugblatt u.ä.). 
planvolles Handeln zu organisieren, 
Kritik und Enttäuschungen ohne Resignationen und ohne Aggression auszuhalten (ebenso wie 
entsprechende Versagens-Wirkungen bei anderen einzusehen - und für beides ein Verhaltens-
instrumentarium aufzubauen. 

Außerdem soll im Jugendlichen immer wieder die Bereitschaft geweckt werden: 
Entscheidungen zu treffen und zu begründen, 
Konflikte rational zu regeln, 
Macht - auch eigene - kontrollieren zu lassen, 
Kritik und Selbstkritik zu üben, 
1 nformationen zu kontrollieren, 
eigene Bedürfnisse und Interessen zu vertreten und fremde zu berücksichtigen, 
Situationen zu prüfen und ggf. zu verändern, 
das Auseinanderfallen von Anspruch und Wirklichkeit auszuhalten, 
solidarisch zu handeln, aber auch Widerstand zu leisten, 
Kompromisse zu schließen. 

4. Zur didaktischen Konzeption des vorliegenden Planes 
Die ausgewiesenen Lernziele sind auf die verschiedenen Bildungsgänge innerhalb der Sekundarstufe II 
ausgerichtet. Somit eröffnet sich auch an den künftigen Sekundarstufenzentren die Möglichkeit zur 
Integration beruflicher und studienbezogener Bildung im Fach Politik, soweit dieser Lehrplan auf 
weitere berufliche Vollzeitschulen ausgedehnt wird. 
Wenn Schule auf das Leben vorbereiten soll, muß sie die Schüler dazu qualifizieren, sich in den auf sie 
zukommenden privaten und öffentlichen Lebenssituationen möglichst autonom und kompetent zu 
verhalten. Dazu gehört das Aufzeigen der Unterschiede legitimierter Entscheidungen im Betrieb und im 
öffentlichen Leben. 
Danach müssen im politischen Unterricht Einstellungen und Verhaltensweisen einzelner und gesell-

. schaftlicher Gruppen in ihrer historischen, sozialen und politischen Dimension untersucht werden. 
Ausgangspunkte sind zunächst die sozialen und politischen Erfahrung&- und Aktionsräume der Jugend-
lichen. In diesen werden sie durch den fortschreitenden Wandel der Gesellschaft und der geringer 
werdenden Transparenz der nationalen und internationalen Zusammenhänge zunehmend von der 
Anonymität der Technokratie und Bürokratie betroffen. 
Somit erfordert dieser Wandel eine ständige neue Orientierung und soziale Einordnung des Individuums, 
weil sonst Verunsicherungen und Frustration entstehen, die sich vielfach in Aggressionen und blindem 

Aktionismus oder pot her Abstinenz äußern. 
Politischer Unterricht versteht sich als pädagogische Antwort auf gesellschaftliche und politische Her-
ausforderungen - Gefahren und Chancen - unserer Welt. 
Der Jugendliche sollte sich nicht darauf beschränken, lediglich auf bestimmte gesellschaftliche und 
politische Gegebenheiten zu reagieren, wenn Selbstbestimmung des Menschen nicht nur eine Phrase sein soll. 
soll. 

Die Fähigkeit zur Selbstbestimmung und Mitbestimmung steht im Zentrum des politischen Unterrichts. 
Beides wird ausgebildet (ausgehend vom Abbau ungleicher Lebenschancen) durch Information, Selbst· 
reflexion, Schulung von Kritik und Urteilskraft sowie über die Bereitschaft zu politischem Handeln. 

Dazu ist es erforderlich, unterschiedliche politische Lösungen und aktuelle politische Konflikte auf 
ihre gesellschaftlichen und historischen Ursachen und Funktionen hin zu befragen. Der Zusammenhang 
zwischen konkreten sozialen Beziehungen und den Produktionsverhältnissen darf dabei ebensowenig 
vernachlässigt werden, wie die prägende Kraft der Zugehörigkeit zu sozialen Schichten, die die indivi· 
duellen Absichten und Anlagen überlagert und vielfach ihre Entfaltung verhindert. 
Das rationale Austragen von Konflikten setzt die Beschreibung von Alternativen und Lösungsmöglich· 
keiten voraus. Die unten näher erläuterten Elemente der Politik - Konflikt, Interesse, Macht, Partei-
nahme, Solidarität - bieten eine Möglichkeit, die subjektiven Erfahrungen und die daraus resultieren-
den Probleme ständig neu zu strukturieren, einzuordnen und kritisch zu reflektieren: 

Die Demokratie erfordert als anspruchsvolle und stark gefährdete Herrschaftsform eine Analyse 
der Verhältnisse, demokratische Kontrolle und eine ständige Auseinandersetzung, die ihrerseits 
auch K o n f 1 i kt e hervorrufen wird. 
Konflikte sind aufgrund unterschiedlicher Interessen legitim und unvermeidbar. Sie dürfen deshalb 
nicht als disfunktional oder als pathologische Erscheinung betrachtet werden, dürfen aber auch 
nicht in diesem Sinne mißbraucht werden. 
Ohne Macht ist die Realisierung einer bestimmten Ordnung nicht möglich, Macht kann jedoch 
mißbraucht werden und muß deshalb unbedingt kontrolliert werden. 
Eine politische Beteiligung, Mitbestimmung und Partei nah m e ist in enger Verbindung mit 
den realen Möglichkeiten gemeinsamen Handelns ( S o 1 i da r i t ä t ) zu sehen. 

Gesellschaftlich bedingte Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten haben ihre Ursachen auch in der 
sozialen Herkunft und in den Produktionsverhältnissen. Erziehung im politischen Unterricht darf nicht 
an der gesellschaftlichen Realität vorbeisehen. 
Es wäre völlig verfehlt. allein anhand einer demokratischen Utopie zum politischen Engagement aufzu-
fordern, ohne Rechenschaft über die relativ eng begrenzten Möglichkeiten des politischen Handelns 
abzulegen. Gerade diese Möglichkeiten aber sind im Sinne der Grundrechte und :m Rahmen der Ver-
fassung mit den Schülern zu erarbeiten, indem Wertvorstellungen und Verhaltensweisen in der Gesell-
schaft mit den Zielvorstellungen einer sozialen und rechtsStaatlichen Demokratie vergleichen werden. 

5. Der Aufbau des Planes 
Inhaltlich ist die Zielsetzung des Faches „Politik" neun Themenbereichen zugeordnet. Diese sind zur 
feineren Strukturierung des Unterrichts in Themen unterteilt. Die Themenbereiche sind verbindlich. 
Sie sind so ausgewählt, daß sie auch späterhin, als Kurse aufgefaßt, in der Sekundarstufe 11 für die ver-
schiedenen Bildungsgänge gültig sein können. Daher wird auch bewußt die Reihenfolge in der Bearbei-
tung nicht vorgeschrieben. Allerdings müssen in beispielsweise dreijähriger Ausbildungszeit alle neun 
Themenbereiche (entspr. in 2jähriger Ausbildungszeit 6 und in 1jähriger Ausbildungszeit 3 Bereiche) 
behandelt sein. Für die Allgemeine Berufsschule und für Jugendliche ohne Ausbildungsverträge gelten 
die angegebenen Themenbereiche als Groborientierung. 
Solange es noch keine durchgehende Kursorganisation gibt, wird eine Bündelung der Themenbereiche 
zu Jahresthemen empfohlen: 

1. Jahr: Die Stellung des jungen Arbeitnehmers im Arbeit&- und Wirtschaftsprozeß 
2. Jahr: Interessenvertretung, Meinungsbildung und Entscheidungsprozesse 
3. Jahr : Übergreifende Normen und politische Systeme 
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Die Auswahl und Reihenfolge der Themenbereiche und Themen im ein- n bleibt der Fachkonfe-
renz bzw. dem Kollegium unter Berücksichtigung der speziellen Belange der jeweiligen Schülergruppe 
überlassen. Daneben muß auch Zeit zur freien Disposition zur Verfügung stehen, um sowohl aktuellen 
Fragestellungen als auch Besonderheiten einzelner beruflicher Schulen gerecht zu werden. 
In der Regel beschränkt sich die Darstellung bewußt auf den Umfang einer Lehrplanleiste pro 
Thema. 

Die unter „Richtung und Behandlung" gemachten Aussagen geben Zielrichtung und Schwerpunkt für 
das jeweilige Thema an. Sie gelten als verbindlich, während die Angaben zur detaillierten Umsetzung 
in die Spalte „Kenntnisse/Fertigkeiten/Verhaltensdispositionen• den Charakter von Hinweisen haben. 
Letztere sollen die Auswahl, Abfolgen und Begründungszusammenhänge innerhalb des thematischen 
Zusammenhangs plausibler machen und Lernkontrollen zielgerichtet vorbereiten. Sie werden entspre-
chend der konkreten UnterrichtsSituation quantitativ unterschiedlich realisiert. Im Rahmen solcher 
übergreifenden Zielsetzung wird der Lehrer eigene didaktische Entscheidungen treffen. 
Die „Begriffe" sind nicht als lückenlose Vokabelsammlung zu verstehen, sondern als Hilfsmittel, eine 
sachgerechte Kommunikation im Feld der Politik zu ermöglichen. 
Die unter „Lernorganisation" angegebenen Medien entsprechen u.a. dem Angebot der Landesbildstelle -
ohne Anspruch auf Vollständigkeit. Sie sind jeweils auf Aktualität und Eignung zu überprüfen. Das 
gleiche gilt für die Literaturhinweise, die sich überdies nur auf vereinzelte Anregungen beschränken. 

Die Spalte „Ergänzende Arbeitshinweise und Unterrichtsverfahren" bietet beispielhaft Unterrichts-
themen und -verfahren an. Es empfiehlt sich, hier auch eigene Unterrichtserfahrungen zu notieren. 

Das Ergebnis der Arbeit ist durch einen Leistungsnachweis abzusichern. Es sind jährlich drei Teilprüfun-
gen für das Fach Politik abzulegen. 
Der Katalog „grundlegender Lernziele", die in jedem Unterricht berücksichtigt werden sollen (vgl. 
S. 2 der Vorbemerkung) ist aus praktischen Gründen wiederholt auf die Rückseiten der Lehrplan-
leisten gedruckt. 
Es wird auf die verschiedenen Lernziel-Konkretisierungen hingewiesen, die im Anhang als 
„ U n t er r i c h t s p r a k t i s c h e r Te i 1 " beigefügt sind. Er ist unverbindlich, doch wird er 
vielen Lehrkräften eine willkommene Anregung sein. Vorschläge aus der Schulpraxis sind sehr er-
wünscht, um Erfahrungen nutzbringend anwenden zu können und die Fortführung des Lehrplans 
kontinuierlich zu gewährleisten. 

6. Themenübersicht e 
1. Der Mensch in der Arbeitswelt 

1.1 Bedeutung der Arbeit 
1.2 Berufsausbildung· 
1.3 Erwartung und Interessen 
1.4 Mobilität 

2. Gesellschaftspolitik und Individuum 
2.1 Individuum und Gruppe 
2.2 Freizeit 
2.3 Jugendschutz und Volljährigkeit 
2.4 Sexualität 
2.5 Familienpolitik 
2.6 Soziale Sicherung 

3. Markt und Verbraucher 
3.1 Markt, Preis, Wettbewerb 
3.2 Verbraucherverhalten 
3.3 Technischer Fortschritt und 

Umweltschutz 

4. Verteilungsprozesse und Interessen 
4.1. Einkommensverteilung 

8. Politische Leitbilder und Theorien 
8.1 Ideologie und Wirklichkeit 
8.2 Konservative Ideen 
8.3 Liberale Ideen 
8.4 Sozialistische Ideen 
8.5 Extremismus und Radikalismus 

9. Nationale Interessen und Internationale 
Politik 
9.1 Bundesrepublik Deutschland und 

Deutsche Demokratische Republik 
9.2 Probleme der Dritten Welt 
9.3 1 nternaüonale Zusammenarbeit 
9.4 Friedenssicherung 

4.2 Mitbestimmung in Betrieb und Unternehmung 
4.3 Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände 
4.4 Lohnpolitik und Vermögenspolitik 
4.5 Konjunktur- und Strukturpolitik 

5. Meinungs- und Willensbildung 
5.1 Information und Manipulation 
5.2 Massenmedien 
5.3 Parteien und 1 nteressenverbände 
5.4 Wahlen 

6. Politische Entscheidungen 
6.1 Grundelemente einer Demokratie 
6.2 Parlament und Regierung 
6.3 Funktion der Opposition 
6.4 Selbstverwaltung, Föderalismus, Pluralismus 

7. Recht und Politik 
7.1 Recht als Ordnungsfaktor 
7.2 Verfassung und Grundrechte 
7.3 Gerechtigkeit und Rechtssicherheit 



Grundsätze für die einzelne Unterrichtsstunde • 
Der Jugend! iche soll : 

Den politischen und allgemeinen wirtschaftlichen Reil von Tageszeitungen lesen und 
entsprechende Radio- und Fernsehsendungen verfolgen können. 

Zu einer Sachfrage zusätzliche Informationen beschaffen können (Bibliothek, 
Statistik, Handbuch, Landeszentrale für Politische Bildung, Radio-, Fernseh-, Zeitungs-
redaktionen, Schule, ggf. auch Interview u.ä.) . 

Aus Bildmaterial Sachinformationen entnehmen und Manipulationen erkennen können. 

Fragwürdiges und Alternatives erkennen und den Konfliktgehalt unterschiedlicher Auf-
fassungen ermessen können. 

Standpunkte vertreten, vergleichen und weiterverfolgen können. 

Zu Lösungsvorschlägen Stellung nehmen und hierbei Sachwissen aus anderen Be-
reichen heranziehen können. 

An einem Gespräch politischen 1 nhalts (durch Zuhören, Fragen, eigene Beiträge) teil-
nehmen können. 

Eine Diskussion in den Hauptergebnissen mündlich (ggf. auch schriftlich) festhalten 
können. 

An einer Diskussion aktiv teilnehmen (ggf. auch führen) und sich mit vorgetragenen 
Argumenten kritisch und geschickt auseinandersetzen können. 

Informationen, Standpunkte, Argumente, Lösungsvorschläge zusammenfassend und 
wirksam darstellen können (Gespräche, Rede, Referat, Brief, Thesen, auch durch 
Plakat und Flugblatt u.ä.). 

Planvolles Handeln organisieren können. 

Kritik und Enttäuschung ohne Resignation und ohne Aggression aushalten können 
(ebenso wie entsprechende Versagens-Wirkungen bei anderen einsehen - und für beides 
ein Verhaltens-Instrumentarium aufbauen). 

9 
Bereit sein: 

Entscheidungen zu treffen und zu begründen, 

Konflikte rational zu regeln, 

Macht - auch eigene - kontroll ieren zu lassen, 

Kritik und Selbstkritik zu üben, 

1 nformationen zu kontroll ieren, 

eigene Bedürfnisse und 1 nteressen zu vertreten und fremde zu berücksichtigen, 

Situationen zu verändern, 

das Auseinanderfallen von Anspruch und Wirklichkeit auszuhalten, 

solidarisch zu handeln, aber auch Widerstand zu leisten, 

Kompromisse zu schließen. 



Fach/Lernbereich Themenbereich Thema 

Politik 

Richtung der 
BehaAdlung 

Bedeutung 
der Arbeit für 
den einzelnen 
und die Ge-
sellschaft 

1. Der Mensch in der Arbeitswelt 
1.1 Bedeutung der Arbeit 

1 1.2 BerufSausbildung 
1.3 Erw<irW.ng und Interessen 

LERNZIELBEREICH 
Kenntnisse Fertigkeiten/ 

Verhaltensdispositionen 

... daß die Arbeit Funktionen hat (u.'a. Bestreiten des Lebens-
unterhalts, Selbstverwirklichung). ' 

' 
„. daß die Begriffe wie Arbeit, Berufiund Job abhängig vom 

gesellschaftlichen Wandel sind. ' 
1 

.„ daß die Berufsfreiheit Einschränkungen unterworfen ist. 

.„ daß es Möglichkeiten der beruflic~en Fortbildung und 
Umschulung gibt. 

„. die wichtigsten gesetzlichen und vertraglichen Gestaltungs-
möglichkeiten von Arbeits- und A~sbildungsverhältnissen 
kennen. ' 

„. daß Arbeitsteilung Vor- und ·NachJeile hat (u.a. höhere 
Produktivität als Möglichkeitsbedingung für höheren Lebens-
standard und mehr Freizeit, Entfremdung vom Arbeitsergeb-
nis, einseitige psychische und kör~erliche Belastung, Leistungs-
druck, Disziplin ieru ngl. ' 

1 
1 

„. daß Arbeit humanisiert werden kann. 
1 
1 

„ . welche Einschätzung die menschliphe Arbeit im Rahmen der 
Produktionsgüter- und Leistungsel'Stellung erfährt. 

1 
1 

„. daß die menschliche Arbeitskraft unter besonderem gesetz-
t ichem Schutz steht. ' 

.. . daß der arbeitende Mensch am Arbeitsplatz mitbestimmen kann. ' . 
1 

.. . daß Arbeitslosigkeit für den Betroffenen viele Probleme mit 
sich bringt. ' 

Begriffe/ 
Fachsprache 

Arbeit 
Beruf 
Job 

Berufsfreiheit 
Art. 12 und 
Art. 12aGG 
Berufsbildungsgesetz 

HGB 
Arbeitsförderungs-
gesetz 

Akkord 
Arbeitsteilung 
Entfremdung 
Arbeitsvertrag 
Arbeitsgericht 

Jugendarbeitsschutz-
gesetz 
Mutterschutzgesetz 
Kündigungsschutz-
gesetz 
Betriebsverfassungs-
gesetz 
Jugendarbeitslosigkeit 

Zeitbedarf 

Literatur /Medien 

Ausbildung und Beruf, Rechte 
und Pflichten während der 
Berufsausbildung. 
Hrsg.: Der Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft. 1973 
(Enthält die Gesetze BBiG, 
HwO, JArbSchG) 

Weber-Bitzer: Arbeitsrechts- und 
Sozialfibel, Köln 1973. 

Menschenwürde und Sachzwang 
in der Arbeitswelt, in: 
Gegenwartskunde, H. 1/1970. 

Krüger, H.: Mobilität auf dem 
Arbeitsmarkt, in: Gegenwarts-
kunde H. 4/1972. 

Berufliche Bildung (Leitthema), 
in: Recht und Gesellschaft, 
H. 4/1974. 

Jugendliche im Beruf, Hrsg.: 
Der Senator für Arbeit, 1975, 
Bremen 

Mobilität im Beruf 
27 Min. FT 2243 

Beruf oder Job; 16 Min, FT 1616 

Kollege Roboter (Automation), 
30 Min. FTX 37 

Automation - wohin? 
28 Min, FTZ 118 

dtv. Back-Texte Arbeitsgesetze 

Schulart/-stufe/Beruf Klasse/Kurs 

Berufsschule GKD (POL) 

LERNORGANISATION 
Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren 

Themenvorschläge 

Arbeit - Beruf - Job 
Worauf ist die unterschied! iche Einschätzung der Männer- und 
Frauenarbeit zurückzuführen? 

.1 

Was bedeutet die Automation für den Menschen am Arbeitsplatz? 

Die Bedeutung der Arbeit in den verschiedenen geschichtlichen 
Epochen. 

Die Bedeutung der Arbeit in den verschiedenen Gesellschafts-
ordnungen 

Arbeit und Kapital 

Besuch von Arbeitsgerichten 
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Fach/Lernbereic~ Themenbereich ' Thema 
_______l_ 

Politik 

Richtung der 
Behandlung 

Persönliche 
Betroffenheit 
des jungen 
Menschen. 

Problematik 
des Auszubil· 
denden und 
seiner indivi· 
duellen 
Stellung in der 
Arbeitswelt. 

1. Der Mensch in der Arbeitswelt 
, 1.1 Bedeutung der Arbeit 

1.2 trufsays jldynq 
1.3 rw'!r~u. ng und 1 nteressen 

LERNZIELBEREICH 
Kenntnisse Fertigkeiten/ Begriffe/ 

Verhaltensdispositionen Fachsprache 

.„ daß die eigene Rolle und die eigenen Interessen erkannt und Stufenausbildung 
gegen Fremdinteressen abgegrenzt werden müssen. Arbeitsteilung 

Leistung 
„. daß Berufsbildung zur Berufsausübung befähigen, eine möglichst Arbeitshaltung 

große Mobilität sichern und der Selbstverwirklichung dienen Eignung - Neigung 
muß. „Lehrl ingsloh n" 

duales Ausbildungs-
.„ die gesetzlichen Grundlagen der Berufsausbildung und deren system 

historische Bedingtheit kennenlernen und sich mit der Ausbil· 
dungspraxis kritisch auseinandersetzen. 

Gewerbeaufsicht 

' 
„. die Betriebsorganisation und die E~tscheidungsbefugnisse in 

seinem Ausbildungsl!etrieb durchs~hauen können. 

•.. daß der Betrieb andere 1 nteressen tiat: 

er braucht Nachwuchskräfte für di~ spezifischen Betriebsaufgaben 

... daß seine subjektiven Interessen m~ist vordergründig auf 
folgende Ziele gerichtet sind: 
- Teilhaben am Konsum ' 
- möglichst befriedigende Ausübu~g des Berufs 
- schneller Lehrabschluß ' 
- baldige Lösung vom Elternhaus 
- materielle und idelle Selbständig~eit. 

.„ daß sich aus den unterschiedlichen ,Interessen von Ausbildern 
und Auszubildenden Konflikte ergt?ben können. 

.„ daß für den Einzelnen die Ausbildu,ng zur Befriedigung be-
stimmter Bedürfnisse notwendig is~. daß andererseits Unter· 
nehmen Ausbildung auch unter kaufmännischen Gesichts-
punkten betreiben. 1 

' 
' 
' 
' 
1 

1 

' 
' 1 

' 

Zeitbedarf Schulart/-stufe/Beruf Klasse/Kurs 

Berutssch u le GDK (POL) .2 

LERNORGANISATION 
Literatur /Medien Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren 

Lit. Themenvorschläge: 
Jahn, K. : Konflikte in der 
Arbeitswelt, Hirschraben, 1971 Recht auf Bildung - wirtschaftlicher Zweck des Betriebes: 

Berufsbildungsgesetz, 1969 Ausbildung im Handwerk - Ausbildung in der Industrie 

Jugendarbeitsschutzgesetz, Ausbildung durch staatliche Institutionen 

Jugendliche im Beruf, Senator Überwachung der Ausbildung 
für Arbeit, Bremen, 1973 

AdA. Ausbildung der Ausbilder, 
Begleitmaterial zum Fernsehkurs 

AVM. Vergleich der jeweiligen Ausbildungsordnung (Berufsbild, 
Beruf oder Job, FT 1616, 17' Au sbi ldungsrahmenp lan, betrieblicher Ausbildungsplan, 

Prüfungsanforderungen) mit der tatsächlichen Ausbildung. 
Lehrjahre sind keine Herrenjahre, 
FT 2304, 49' Unterrichtsmodelle des Düsseldorfer Vereins für Berufspäde-

gogik/Gruppenunterricht. 
Gewußt wie - gewußt wo 
(Dokumentarfilm d. Berufsförde- Rechte und Pflichten in der Ausbildung: 
ru.ngsdienstes d. Bundeswehr), Arbeitsschutz und Arbeitsförderung: 
FTS 287, 30' Jugendarbeitsschutz. 

Mobilität im Beruf (Abschluß.. Besuch von Arbeitsgerichten 
klassen der Hauptschule) 
FT 2243,25! 

Aller Anfang ist schwer 
(Probezeit im Lehrvertrag), 
TB 114 
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Fach/Lernbereich Themenbereich Thema Zeitbedarf Schulart/-stufe/Beruf Klasse/Kurs 

Politik 1. Der Mensch in der Arbeitswelt Berufsschule GKD (POL) .3 

LERNZIELBEREICH LERNORGANISATION 
Richtung der Kenntnisse Fertigkeiten/ Begriffe/ Literatur /Medien Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren Behandlung Verhaltensdispositionen Fachsprache 

Sinn und Be- ... deß die Vertretung von Interessen grundsätzlich legitim ist, Legitimität Lit. Themenvorschläge: 
deutung der jedoch ihre Grenzen findet, wo die Interessen der Allgemeinheit Konflikt Betriebsverfassungsgesetz (mit 
Solidarisierung. gefährdet werden. Solidarität Arbeitsgerichts-, Mitbestimmungs- Institutionen zur Durchsetzung von Interessen (Schulsprecher, 

und Tarifgesetz), C.H. Beck, Betriebsrat, Gewerkschaft, Arbeitsgericht) 
Die unter- ... daß der Mensch auch oft gegen seir)e 1 nteressen handelt, aus 1973 dtv 
schiedlichen Zwang, mangelndem Bewußtsein, ~anipulation oder Über- " ... das kann der Lehrling machen!" 
Erwartungen zeugung. 1 Informationsschriften des DGB 
der an Ausbil-

... daß die Interessen des einzelnen A~szubildenden (Lohn, Arbeits-
und des Arbeitgeberverbandes 

dung und am Streik 
Arbeitsverhält- zeit, Verhältnis zum Ausbilder) im :Grunde die Interessen aller Jahn, K.: Konflikte in der Streikrecht für Auszubildende? 
n is beteiligten Auszubildenden sind. 1 Arbeitswelt, Hirschgraben, 1971 Spontane Streiks - wilde Streiks 
Parteien. ' 

... daß sich zur Durchsetzung der Gruppeninteressen die Betreffe- Koalitionsverbot AVM . 
nen solidarisieren, und Arbeitnehmer zur Durchsetzung ihrer Der Streik war vorbereitet, 
1 nteressen Gewerkschaften gegrünclet haben. Koalitionsrecht FT 2034 

' 
... daß in jeder Gesellschaft die Arbei~nehmer ohne ihre Gruppen- Arbeitsbedingungen im Betrieb, 

vertretung nicht in der Lage wären1 ihre berechtigten Interessen Kammern FT 2267, 26' 
wahrzunehmen. , Betriebsrat 

1 Jugendvertreter Zwischen Wohlstand und Klas- Besuch des Arbeitsgerichts 1 
... daß Sprecher von Interessengruppen besonderen Zwängen Rolle senkampf (zum Sein und Bewußt· 

ausgesetzt sind. 1 sein junger Arbeiter), FT 2236, 1 
1 32' 

... wie die Auszubildenden als Arbeitr\ehmergruppe durch ihre Tarifvertrag 
Gewerkschaft vertreten werden. 1 Arbeitsvertrag Im Betrieb: Gerechter Akkord? 

1 
1 Betriebsvereinbarung FT 2273, 18' 
1 Arbeitsgericht ' 
1 ... aber nicht mit mir! 
1 (2 Episoden z. Einordnen i.d. 1 

' Gesetze des Betriebes), 
1 Tb 322,16' 1 
1 
1 
1 Der Betriebsrat, 
' FTZ 148, 46' 
1 
1 Ein Pausenraum, TB 122,17' 1 
1 
1 TbRS 23 Der Einzelne in der 1 
1 Politik 
1 
1 
1 TbRS 29 Betriebsvereinbarung 1 
1 
1 
1 
1 
1 

' 6 
1 
1 
1 

1 
1 
1 



Fach/Lernbereich Themenbereich ' Thema 

Politik 

Richtung der 
Behandlung 

Bereitschaft 
und Fähigkeit 
zum Erwerb 
anderer oder 
erweiterter 
Qualifikationen. 

Verringerung 
von Abhängig-
keit im 
Erwerbsleben. 

1. Der Mensch in der Arbeitswelt 
, 1.1 Bedeutung der Arbeit 

1.2 Berufsausbildung 
1.3 Erwartung und Interessen 1.4 M 0 • • •• •• 

LERNZIELBEREICH 
Kenntnisse Fertigkeiten/ Begriffe/ 

Verhaltensdispositionen Fachsprache 

... daß die Arbeitnehmer, besonders in der Marktwirtschaft, mit Berufswechsel 
konjunkturellen Schwankungen rechnen müssen. Spezial isierung 

Teamarbeit 
... daß strukturelle Änderungen in der Wirtschaft zum Berufs- Automation 

wechsel zwingen können. Rationalisierung 
Strukturwandel 

... daß Arbeitgeber durch Änderungen in der Wirtschaft zu mate- Konjunktur-
riellen und sozialen Absteigern w~rden können. schwankung 

Bildungsurlaub 
... daß die Grundlage für eine berufliche Existenz in einer breit 

angelegten Berufsausbildung geschaffen werden muß. 

' 
... daß man sich sichert, indem man sich eine besondere Stellung 

erarbeitet, die man auch zu verändern und zu wechseln bereit 
sein muß. 

... in seiner beruflichen Tätigkeit seine Fähigkeiten mit den 
Anforderungen kritisch zu vergleichen . 

... daß es im Interesse des Unternehmers liegt, Arbeitnehmer mit 
unterschiedlicher Qualifikation zu; beschäftigen. 

' ... daß zunehmende Spezialisierung z
1
ur Kooperation zwingt . 

... daß gegebenenfalls das Angebot ar;i Fortbildungseinrichtungen 
verbessert und erweitert werden muß . 

... daß Weiterbildung als eine ständige Aufforderung an den 
arbeitenden Menschen zu begreifen ist . 

... daß berufliche Mobilität die FreizÜgigkeit des Menschen erhöht. 
' 

... daß zu häufiger Wechsel des Arbeitsplatzes zu Schwierigkeiten 
bei der Suche nach neuen Arbeitsplätzen führen kann. 

' 1 

Zeitbedarf Schulart/-stufe/Beruf Klasse/Kurs 

Berufsschule GKD (POL) .4 

LERNORGANISATION 
Literatur /Medien Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren 

Lit. Themenvorschläge: 
Jahn, K.: Konflikte in der 
Arbeitswelt, Hirschgraben 1971 Mobilität trotz unterschiedlicher Oualifikationsanforderungen 

der Betriebe? 
Sonstige: 

Düsseldorfer Verein für Vorteile und Gefahren der Spezialisierung für die Arbeitnehmer. 
Berufspädagogik: 
Gruppenunterrichtsmodell: Berufswahl und Arbeitsplatzgarantie 
Automation 

siehe auch 2.2 

AVM. 
Kollege Roboter (Zukunfts-
problematik, Automation), 
FTX37, 50' 

Menschen in der automatisierten 
Fertigung, FT 2030, 18' 

Mobilität im Beruf (s.1 .1) 

Schneider kämpft um seinen 
Arbeitsplatz, Tb 322, 15' 

TbRS 15 Bildungsurlaub 
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Fach/Lambereich Themenbereich • Thema 

Politik 

Richtung der 
Behandlung 

Die Rolle des 
jungen Men-
schen in der 
Gesellschaft. 

Die Schule als 
wichtiger 
Lebensraum. 

. 
' 2. Gesellschaftspolitik und lndivi 1 2.1 Individuum und Gruppe 
1 Individuum 

LERNZIELBEREICH 
Kenntnisse , Fertigkeiten/ 

' Verhaltensdispositionen 

.„ daß Anlage und Umwelteinflüsse den Menschen prägen und 
a damit seine Position in der Gesell~haft bestimmen. 

' „. zwischenmenschliche Bezugsstrukturen wahrnahmen und die 
Stallung des einzelnen in seiner soz:ialan Umwelt sehen. 

1 

.„ daß der Mensch auf soziale Kontak:te angewiesen ist und 
Bindung sowie Abstand zu andererj Menschen notwendig Ist 

1 

„. die Möglichkeiten einer Rollenerfü(lung sowie von Rollenkon-
flikten und ihre Ursachen analysieren, damit er seine 
Beziehungen zur Umwelt erkennt. : 

„. daß die Schule Vorbereiter auf Aufgaben in der Gesellschaft 
und Vermittler der herrschenden fllormen ist. 

„. die besondere Bedeutung dar prägenden Umwelteinflüsse in der 
kindlichen Entwicklung (u.a. Grun~vartrauen, Selbstwertgefühl) 
kennen. , 

1 
1 „. daß veränderte gesellschaftliche Bedingungen sich in einem 

veränderten Erziehungssystem ni~erschlagen. 

„. daß die Umstrukturierung des Sch~lwesens zu einem hohen 
Maß an individueller Chancengleic~heit führen soll. 

Begriffe/ 
Fachsprache 

Gruppe 
Rolle 
Konflikt 
Normen 
Sanktion 
Verhaltensmuster 
Sozialisation 
Tradition 
soziale Schichten 
Pluralismus 
soziale Werte 
Status 
Veranlegu ng 
UmVl.'lllteinflüsse 
Prägung 
Bezugsperson 
Chancengleichheit 
schulische 
Ordnu ngsmaßnahme1 

Zeitbedarf Schulart/ ·stufe/Beruf Klasse/Kurs 2 

Berufsschu Je GDK (POL) .1 

LERNORGANISATION 
Literatur/Medien 

Llt. 
Siams: Soziales Lernen (rororol; 

Tiedke-Witthoff: Wirtschafts-
und Gesellschaftslehre (Gehlen); 
Mausolf-Zens: Handeln in der 
Gesellschaft ( Dähmlow); 
Grau, H.: Einführung in die 
Soziologie (Gehlen); 
G.C. Homans: Theorie der 
sozialen Gruppe, Westdeutscher 
Verlag; 

Dahrendorf: Homo soziologicus 
Dieckerhoff/Friedrichs/Pyzalla: 
Mitentscheiden mitverantworten, 
Stam-Verlag; 
Ruhloff, Jörg: Ein Schulkonflikt 
wird durchgespielt, Quelle und 
Meyer, 1970; 
Junk/Hagner: Mitbestimmung 
in der Schule, Eu rop. Verlags-
anstalt; 
Poli tische Bildung, Hrsg. : Gagel 
u.a., Jg. 6, Heft 2 ; 
Schule als Feld sozialen Lernens, 
Klett-Verlag. April 1973; 
Kuhlmann, Caspar: Schulreform 
und Gesellschaft, Klett-Verlag, 
1970; 

AVM. 
FT 466, Platz an der Halde 32; 
FT 767, Gruppenkonflikte 19' 

Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren 

Themenvorschläge: 

Schule als Abbild der Gesellschaft 

Chancengleichheit durch die Gesamtschule? 

Chancenverteilung durch „Berechtigungsscheine" 

Soziale Herkunft und Berufserfolg 

.Hauptsache unsere Kinder lernen was· 

Die angegebenen Kenntnisse bzw. Erkenntnisse sind vorzugs-
Vl.'llise induktiv zu entwickeln. Dabei ist auf viele Beispiele aus 
dem täglichen Leben hinzuweisen. 
Sammeln und Auswerten von Pressematerialien über Jugend-
und Kinderkriminalität (Lebensläufe von jugendlichen Tätern). 
Zusammensetzung und Verhalten der Mitarbeiter am Arbeits-
platz (Büro, Werkhalle, Laboratorium); 
desgleichen Sportgruppe, Familie, Freundeskreis. 
Die ,Konflikt'-Thematik läßt sich durch viele anschauliche 
Beispiele aus den Bereichen 
- Generationskonflikt 
- Erziehungsprobleme 
- Probleme der Partnerbeziehung 
sehr gut auf die Erfahrungswelt der Schüler vereinfachen. 
Sammeln von Sprichwörtern und Redensarten und klären ihrer 
Bedeutung, z.B. 

„Allen Menschen recht getan, ist eine Kul'.lst, 
die niemand kann." 
„Man kann nicht auf allen Hochzeiten tanzen." 
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Fach/Lernbereich Themenbereich • Thema 

Politik 

Richtung der 
Behandlung 

Freizeit als 
Ausgleich der 
beruflichen 
Beanspruchung. 

Bewußtmachu~ 
von Zwängen 
und weitgehen-
de Befreiung 
von Manipula-
tion-in der 
Freizeit. 

' 2. Gesellschaftspolitik und 1 2.2 Freizeit 
Individuum 1 

LERNZIELBEREICH 
Kenntnisse ' Fertigkeiten/ 

' Verhaltensdispositionen 

•.. daß das herrschende Leistungspririzip der freien Entfaltung 
der Persönlichkeit entgegenstehen: kann. 

' 1 

... in Freizeitgruppierungen Kommunikation, Einordnung und 
Selbstbehauptung lernen. : 

1 

... daß die unterschiedlichen Auffass~ngen über Freizeitverhalten 
generationsbedingt sein können. : 

... daß viele Menschen während des t;lrlaubs aus unterschiedlichen 
Motiven heraus eine andere soziale Rolle spielen. 

' 
1 

... daß Urlaubserwartung durch Wertiung beeinflußt wird. 

... daß Leistungssport die Fortsetzu~g des Leistungsprinzips im 
Freizeitraum ist. 

' ... daß Kunstwerke, obwohl bislang nur von einem Bruchteil der 
Bevölkerung verstanden, als Kunstrichtung einer Gesellschaft 
angesehen werden. : 

... warum Kunstinstitute wie Theate~ und Museen durch Steuer-
gelder subventioniert werden, obwohl die Mehrheit der Steuer-
zahler diese Einrichtungen nicht i~ Anspruch nimmt. 

... das Angebot der Vergnügungsindu:Strie in Bezug auf die eigenen 
Interessen und Fähigkeiten zu prüfen und sich vor Manipula-
tionen zu schützen. 

' ' ... daß Muße notwendig und ein Weg' zur Befreiung von Zwängen 
ist. , 

1 

... daß Mißbrauch der Freizeit durch :„gewerblich" betriebene 
Schwarzarbeit zu persönlichen un(:I volkswirtschaftlichen 
Schäden führen kann. 

1 
1 

' 1 
1 
1 
' ' 1 
1 

ee9ntte/ 
Fachsprache 

Kunst 
Kitsch 
Subkultur 
Freizeitverhalten 
Freizeitkonsum 
Emanzipation 
Breitensport 
Streß 
Überstunden 
Drogen 

Zeitbedarf~ Schulart/-stufe/Beruf Klasse/Kurs 

Berufsschule GDK (POL) 

LERNORGANISATION 
Literatur/Medien 

Lit. 
Bundesurlaubsgesetz 
Schwarzarbeitergesetz 
Gesetz zum Schutz der Jugend 
in der Öffentlichkeit 
Jugendarbeitsschutzgesetz 
Wochenschau, 22. Jg. 
August 1971, Ausg. U Nr. 12, 
Wochenschau-V. Schwalbach 
Müller/Nimmermann: In Jugend-
clubs und Tanzlokalen, 
Juventa, 1968 
Wachler, D.: Das verlängerte 
Wochenende in seinen Wirkungen 
auf Familie und Haushalt, 
Schwann-Verlag. 1972 
Erl, W.: Jugendarbeit im Experi-
ment, Katzmann-Verlag, 1971 

Drogen: 
Aus Politik und Zeitgeschichte 
B39/71 
Spiegel, Jg. 25 v. 13.9.71, S. 70-76 
Opiumgesetz 
Arbeitsgruppe d Stud.-Sem. 1971 
Abt. Gewerbelehramt 
Zusammenfassende Darstellung 
Wagner, H.: Rauschgift-Drogen, 
Springer-Verlag, 1970 
Franke, M.: Jugend und Drogen, 
Kohlhammer-Verlag, 1971 
Arznei- und Rauschmittelmiß. 
brauch, Hrsg.: Senator f. Arbeit, 
Gesundheit, Soziales, Berlin 71 
Information zum Drogen-Problem, 
Hrsg.: Bundesminister für Jugend, 
Gesundheit, Familie 
AVM 
FTX 4 7 A, SH IT, 45' 
FT 698, lonely Boy, 27 min 
(Starkult) 

Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren 

Themenvonchläge: 

Leistungssport - Breitensport - „Tribünensport" 

Urlaub als Ware 

Selbstmord am Wochenende 

Funktion der Kunst in der Gesellschaft 

Spezifische Formen der Jugendkultur 

Sonstige 
Material zum Drogenproblem: 
Hauptstelle f. Suchtgefahren 
47 Hamm, Bahnhofstr. 2, und 
Hauptgesundheitsamt, 28 Bremen, 
Homer Str. 70, Tel. 4492/5553 
Bundesminister für Jugend, Gesundheit, Familie 
Unterrichtseinheiten zum Drogenproblem 
Kl. 5-8 (Bonn 1973) 
Kommission zur Reform der Hess. Bildungspläne 
Projekt 1: Urlaub, Marburg o.J. 11969) 

2 

.2 
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-Fach/Lernbereich Themenbereich ' Thema Zeitbedarf Schulart/-stufe/Beruf Klasse/Kurs 2 

2. Gesellschaft und ' Politik 1 2.3 Jugendschutz und Volljährigkeit Berufsschule GKD (POL) .3 Individuum 1 

LERNZIELBEREICH LERNORGANISATION 
Richtung der Kenntnisse Fertigkeiten/ Begriffe/ Literatur/Medien Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren Behandlung Verhaltensdispositionen Fachsprache 

' 
Die Rechts- „. daß das Bürgerliche Gesetzbuch die privaten Rechtsverhältnisse Rechtsfähigkeit Lit. Themenvorschläge: 
Stellung des der Bürger regelt und daß menschli'.ches Zusammenleben ge- Geschäftsu nfähigkei1 Das Recht in der politischen 
jungen Meo- rechter Regelungen in Form von G;esetzen bedarf. volle, beschränkte 3ildung, H. 159 der 1 nforma- Die Volljährigkeit als Voraussetzung und Grenze der 
sehen in ihrer 1 Geschäftsfähigkeit tionen zur politischen Bildung. Selbstverwirklichung des jungen Menschen. 
Bedeutung für „. daß im Rahmen der Rechtsstellunq des Menschen Begriffe wie 
die Selbständig. Geschäfts- und Rechtsfähigkeit, Strafmündigkeit und Delikts- Back-Texte: Jugendrecht Schüler untersuchen Geschäftsbedingungen der Kauf- und 
keit und fähigkeit, Ehe- und Religionsmünd)gkeit sowie Eidesfähigkeit beschränkte, volle dtv Bd. 5008. Versandhäuser unter dem Aspekt, ob die Volljährigkeit 
Verantwortung abhängig von Alter bzw. Reifegrad:sind. Deliktsfähigkeit tatsächlich praktiziert wird. (Ein Bürge wird verlangt!) 
des einzelnen. 1 Wiethölter, R.: Rechtswissao-

„. daß die Volljährigkeit konkrete Ayswirkungen auf den privaten, BGB schaft. Fischer-Bücherei Nr. 920, Besuch von Gerichten, Teilnahme an Gerichtsverhandlungen. 
beruflichen, schulischen und gesellschaftlichen Bereich hat. Funk Kolleg Bd. 4 

' Jugendschutzgesetz 1 
„. daß, wer Rechte in Anspruch nehmen will, auch über bestimmte Feil, 0.: Die Auswirkungen der In Gruppenarbeit eine Systematik der Rechte und Pflichten 

Erkenntnisfähigkeiten verfügen mJß, so daß mit zunehmendem Betriebsverfassungs- Herabsetzung des Volljährigkeits- in dam entsprechenden Lebensalter mit Hilfe der Gesetze 
Alter dem Menschen mehr Rechte ~ugestanden werden, wobei gesetz alters auf den Unterhalt des erstellen lassen 
mit dem Zuwachs an Rechten eine: Zunahme an Verantwortung Kindes und damit im Zusammeo-
und Pflichten verbunden ist. 1 aktives, passives hang stehende Fragen, in: 

' 1 Wahlrecht Recht der Jugend und des 
„. daß außer BGB weitere Gesetze di~ Rechtsstellung des jungen (BWahlG, BetrVGl Bildungswesen, H. 4, 1974. 

Menschen regeln. 1 
1 Zivilprozeßordnu ng Herabsetzung des Volljährigkeits-' 

„. daß der Begriff des „Heranwachseriden" im Jugendgerichtsgesetz Jugendgerichtsgesetz alters, in: Zur Sache, H. 3/1974 
bei der Herabsetzung des Volljährigkeitsalters beibehalten wurde. Hrsg.: Presse- und Informations-

1 Jugendwohlfahrts- zantrum des Deutschen Bundes-1 
„. daß die Herabsetzung des Volljährigkeitsaltars tatsächlich der Jugendarbeits- tages. 

Lebenswirklichkeit entspricht, o~r eine Überforderung sch utzgesetz 
des jungen Menschen darstellt. 1 Weitere Literaturangaben im 

' ' Anhang der „Empfehlung zum 
„. daß Jugendschutz nicht dem Wuns~h nach Gängelung der Drogen Rechtsunterricht im Rahmen 

Jugendlichen entspringt, sondern aus der Verantwortlichkeit Genußgifte der politischen Bildung an den . 
des Staates für einen möglichst ung'3störten Entwicklungs- Jugendalkoholismus berufsbildenden Schulen 
prozeß der Jugendlichen. Mündigkeit Bremens'', in: Bremer Schulblatt. 

Jugendrecht Anhang zur Ausgabe 1972/6, 
Jugendkriminalität s. 45 ff . 

. 
1 

' 
' 10 
' 
' 1 



·-
Fach/Lernbereich Themenbereich ' Thema Zeitbedarf Schulart/-stufe/Beruf Klasse/Kurs 2 

' Politik 2. Gesellschaftspolitik und 1 2.4 Sexualität Berufsschule GKD (POL) .4 
Individuum 1 

LERNZIELBEREICH LERNORGANISATION 
Richtung der Kenntnisse ' Fertigkeiten/ Begriffe/ Literatur /Medien Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren Behandlung ' Verhaltensdispositionen Fachsprache 

1 

' 
Stellung der ... daß unterschiedliche Standpunkte über die Sexualität auch Empfängnis- Lit.: Themenvorschläge: 
Sexualität in ein Generationsproblem sind. 1 verhütung Lehrplanentwurf Sexualerziehung ' 
der Gesell- ' Pornografie Bremen, Sen. f. B.W.u.K., 1972 Ledige Mütter im Urteil der Gesellschaft 
schaft. ... unterschiedliche sexuelle Erscheinungsformen in der Gesell- Geschlechts- Pille auf Krankenschein 7 

schaft tolerieren. 1 krankheiten Brocher, T.: Psychosexuelle Ausweitung der Geschlechtskrankheiten 
' 1 FKK Grundlagen der Entwicklung, Homosexuelle - Außenseiter der Gesellschaft? 

... die Auswirkungen der freizügiger gehandhabten Sexualität Homosexualität Leska-Verlag, 1971 Freigabe der Pornografie 7 
auf die Gesellschaft beurteilen können. Perversionen Sexuelle Wunschbilder und Komplexe als Folge der 

1 Freytag, W.: Sex-Ehe-Gesellschaft, „Aufkläru ng". 1 
... daß die Freizügigkeit bzw. Unterdrückung der Sexualität Herder-Bücherei 392, 1971 

mit dem jeweiligen politischen und moralischen Selbstver-
ständnis eines Staates im Zusam"lenhang steht. Faßnacht, D.: Schriftenreihe zur 

' Sexualethik, Diesterweg 1971 
... daß Sexualität auch die Psyche d~s Partners einbeziehen muß. a) Sexualität und Politik 

1 

... daß Sexualität auch als Lustgewinn zu bejahen ist. Hanach, E.W.: Zur Revision des 
Sexualstrafrechts In der BR 0, 
rororo-Sexologie 8021-8022, 
1969 

Comfort, A.: Der aufgeklärte 
Eros, rororo6637, 1968 

1 AVM 
'· FT 1634, Thema Nr. 1, 15' 
t 
1 
1 

' ' 
' ' ' 

' 1 

' ' 1 
1 
1 
1 
1 
1 

' 
' 11 
' 1 
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Fach/Lernbereich Themenbereich • Thema 

Politik 2. Gesellschaftspolitik und 
Individuum 2.5 Familienpolitik 

Richtung der 
Behandlung 

Zusammenhän· 
ge zwischen 
dem Wandel 
der Familien-
und Gesell· 
schaftsstruk· 
turen. 

Kenntnisse 

LERNZIELBEREICH 
Fertigkeiten/ 
Verhaltensdispositionen 

„. die relative Isolierung der heutigen Familie erkennen und 
Ursachen nennen können. 

„. daß günstige äußere Voraussetzungen einen besseren Start in 
die Ehe ermöglichen. 

1 

„. daß der Bestand einer Ehe gesiche~t werden kann durch ein 
ausgewogenes Verhältnis emotionaler Bindungen und rationaler 
Überlegungen. Rollenerwar· 

tungen und 
Rollenverhalten I "· daß für Ehe und Familie eine groß' Zahl von Rechtsbeziehungen, 
und ihre Wach- Normen und W-n galten. ' 
selbeziehung zu 
herrschenden 
Normen. 

„. die Polarität der persönlichen Frei~elt und des staatlichen 
Eingriffs in die Familiensphäre erkennen. 

1 

„. daß Gleichberechtigung dar Geschlechter Chancen und Grenzen 
hat, sowohl für die Familie als auch für die Wirtschaft. 

„. daß Ganztagsschulen, Hausfrauenr~nten und andere Verände-
rungen und Verhältnisse die Rolle~vertailung in der Ehe we-
sentlich beeinflussen können. 

„. gegenüber Autoritätsmißbrauch kritisches Bewußtsein entwickeln 
und sich in geeigneter Waise behaupten können. 

1 
1 

„. daß viele Erziehungsprobleme auf Generationskonflikten und 
Kompetenzfragen basieren. ' 

„. daß berufliche Belastungen oder E~folge Rückwirkungen auf 
das Familienleben haben, aber auc~ umgekehrt eine Wechsel-
wirkung zwischen Beruf und Familie besteht. 

1 

Begriffe/ 
Fachsprache 

Kleinfamilie 
Kommune 

Onkelehe 
Gleichberachtigu ng 

Emanzipation 
Heimerziehung 
Adoption 

Familienstruktur 

Mischehen 
nichteheliche 
Kinder 

Zugewinngemein· 
schaft 

Zerrüttungsprinzip 

Kindesmißhandlung 

Baby-Jahr 

Zeitbedarf Schulart/-stufe/Beruf Klasse/Kurs 

Berufsschule GKD (POL) 

LERNORGANISATION 
Literatur/Medien 

Lit.: 
Horn, 1. u. K.: Familie, Jugend, 
Gesellschaft, Wochenschau-V„ 
1970 

Wachler, D.: Das verlängerte 
Wochenende in seinen Wirkungen 
auf Familie und Haushalt, 
Schwann-Varlag, 1972 

Für uns, Hilfen f.d. Familie, 
Hrsg.: Bundesmin. Jugend „. 

Das Parlament, 23. Jg. Nr. 32 
vom 11.8. 73 

Aus Politik und Zeitgeschichte, 
B 51-52/65 

Mitscharlich, A.: Auf dem Wege 
zur vaterlosen Gesellschaft, 
Piper-Varlag, 1963 
BGB,§§ 1 -12, §§ 1297 -1921 ; 
§§ 1922 . 2338 

Ehegesetz 
Hausratsverordnung 
Fam il ienrechtsän deru ngsgesetz 
Wohnu ngskündigungssch utzgasetz 
GI e ichberecht igu ngsgesetz 
Sozialgesetze (RVO, BSHG, BK 66 
Gesetz über die rechtliche Stellung 
der nichtehelichen Kinder 
Regelunterhaltsverordnung 
Fischer, Funkkolleg, Päd. Psycho-
logie 
Dieckerhoff u.a.: Mitentscheiden 
mitverantworten, Stam-Verlag 
1972, Nr. 6.6 • 6 .6.3 
AVM 
FT 1610, Warum sind sie gegen 
uns?, 65 min 
FT Alle Sehnsucht dieser Welt, 
Dt. Schmalfilm GmbH München 
90min 

Ergänzende Arbei1Sh inweise/.U nterrichtsVerfahren 

Thamanvonchläga: 

Familie - Vermittlung von Warten und Verhaltensweisen 

Kleinfamilie oder Wohngemeinschaft 
Familienplanung 
Eherecht - Kindesrecht 
Berufstätigkeit der Frau 
§ 218: Selbstbestimmung der Frau -

Schutz des werdenden Lebens 
„Nur ein Mädchen" 
Autorität in der Familie 

Tb 197, Das Schlüsselkind, 12 min 
FT 882, Frühehen, 26 min 
FT 1283, Vier Familien - eine vergleichende Studie 
nach Dr. Margret Maad, 44 min 
Tb 359, Das uneheliche Kind, 10 min 
Tb 390, Die Scheidung, 14 min 

2 

.6 
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Fach/Lemberelch Themenbereich • Thema 

Politik 

Richtung der 
Behandlung 

Bedeutung der 
sozialen Siche-
rung des 
Menschen als 
Sicherung für 
die Wechselfälle 
des Lebens. 

' 2. Gesellschaftspolitik und 
Individuum : 2.6 Soziale Sicherung 

LERNZIELBEREICH 
Kenntnisse Fertigkeiten/ 

Verhaltensdispositionen 

... Sinn, Möglichkeiten und Grenzen individueller Daseinsvorsorge 
erkennen. ' 

... daß in unserer Gesellschaft jeder Anspruch auf soziale Sich&-
rung hat. ' 

... Risikoverteilung und Solidarität a(s die Prinzipien der sozialen 
Sicherung erkennen. 

.. . die jeweiligen Rechte und Pflichte)'l kennen, Rechte und 
Formvorschriften auslegen. 

' ... welche grundsätzlichen Möglichkeiten der sozialen Sicherung 
bestehen. ' 

' .„ daß auch jene Menschen einen Anspruch auf soziale Sicherung 
in Form der Sozialhilfe haben, die: nicht oder nicht ausreichend 
sozialversichert sind oder nicht in der Lage sind, ihren Lebens-
unterhalt durch eigene bzw. fremde Leistungen zu decken. 

' 1 
... die Ziele steetlicher Wohnungspolitik, ·ihre Bedeutung für den 

einzelnen, die Familie, den Staat, l;tie Wirtschaft sowie 
Instrumente der steetlichen Wohn~ngspolitik kennen. 

' .. . daß jede Mutter Anspruch auf Sch'utz und Fürsorge durch die 
Gemeinschaft hat. : 

1 

... daß der Staat den Bürger vor willkGrlichen Entlassungen schützt. 
' ' ... daß der Staat durch Kindergeldzahlung die finanzielle B&-

lastung der Familie mildert. : 

... daß das Bundesausbildungsförderungsgesetz die Chancen-
gerechtigkeit erhöht . 

... daß Behinderte benachteiligt sind µnd daß ihre Integration 
eine Aufgabe aller Bürger ist. 

Begriffe/ 
Fachsprache 

1 nd ividualprinzip 
Solidaritätsprinzip 
Krankenversicherung 
Subsidiaritätsprinzip 

Unfallversicherung. 
Renten- und Arbeits-
losenversicherung 
Bemessungsgrenze 
Rentenanpassung 
flexible Altersgrenze 

Rehabilitation 

Berufsgenossenschaft 
Berufskrankheit 
Arbeitslosengeld 
-hilfe 
Bundessozialhilfe-
gesetz 
Sozialarbeiter 
Mieterschutzgesetz 
Mietzuschuß 
Mustermietvertrag 
Kindergeld 
Sozialgericht 

Zeitbedarf Schulart/-stufe/Beruf Klasse/Kurs 2 

Berufsschule GKD (POL) .6 

LERNORGANISATION 
Literatur /Medien 

Literatur: 
Informationen zur politischen 
Bildung, Nr. 137/13B 

Ortlieb u.a„ Hrsg.: Wirtschafts-
ordnung und Strukturpolitik, 
Bd. 1, S. 166 f, Lesk&-Verlag, 1969 

Probleme der Altersversorgung : 
Unterrichtsbogen zum aktuellen 
Wirtschaftsgeschehen 2/1974. 

Dörge, F.W.: Probleme der 
sozialen Sicherung, in: Gegen-
wartskunde, H. 2/72. 

Zur Wohnungspolitik im sozialen 
Rechtsstaat, zusammengestellt 
vom Deutschen Mieterbund e.v„ 
Köln. 

Soziale Sicherung ein ganzes 
Leben lang; Hrsg. : Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung 

AVM 
RX 40, Soz. Sicherheit in der 
BRD, 30B 
Tb 279, Warum Sozialabgaben? 
16 min 
Tb 364, Ich bin doch versichert, 
Bmin 
Tb 129, Der Betriebsunfall. 

Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren 

Staatliche Sozialversicherung oder privates Risiko? 

Aufgaben der Sozialpolitik im modernen Staat 

Soziale Frage in der Wohlfahrtsgesellschaft 

Der ältere Mitarbeiter in der heutigen Leistungsgesellschaft 

Besprechen eines konkreten Sozialfalles in Zusammenarbeit 
mit dem Sozialamt. 

Besuch einer Verhandlung beim Arbeitsgericht 

Einladen eines Arbeitsrichters bzw. eines Vertreters der Arbei-
terkammer, Angestelltenkammer, Gewerkschaften, Arbeitgeber-
verbandes, eines Betriebsrates, der Berufsgenossenschaft, des 
Arbeitsamtes zum Problemkreis des Kündigungs- und Mutter-
schutzes der Arbeitsplatzsicherung, Unfallverhütung u.a . 

Aufstellen eines Einnahme- und Ausgabeplanes einer kinderlosen 
und einer 4-Kinderfamilie 

Vergleich der materiellen Situation von Schülern, Auszubildenden 
und Studenten . 

13 



Fach/Lernbereich Themenbereich • Thema Zeitbedarf Schulart/-stufe/Beruf Klasse/Kurs 3 

Politik 3. Markt und Verbraucher 3.1 Markt, Preis, Wettbewerb Berufsschule GKD (POL) .1 

LERNZIELBEREICH LERNORGANISATION 
Richtung der Kenntnisse Fertigkeiten/ Begriffe/ Literatur /Medien Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren Behandlung ' Verhaltensdispositionen Fachsprache 

Der Zusammen- „. am Modell eines Marktes die Preisbildung durch den Mechanis- Preis F.W. Dörge: Problem der Preis- Themenvonchläge: 
hang von mus von Angebot und Nachfrage erklären. Nachfrage entwicklung in der Marktwirt- Kapitalverflechtungen und wirtschaftliche Macht der Groß-
Angebot, Nach- Angebot schaft, in : Wirtschafts- und unternehmen in der BRD. 
frage und Preis „. das Marktmodell mit wirklichen Märkten vergleichen und Markt Sozialpolitik, Leska-Verlag. 
und deren Abweichungen in der Preisbildung erklären. Kai kulationspreis W. Glastetter: Wirtschaftstum Aktuelle Verstöße von Unternehmungen gegen das Kartell-
Abhängigkeit Selbstkostenpreis und Preisstabilität, in: Politik Gesetz untersuchen und Wirksamkeit des Kartell-Gesetzes 
von den „ . daß für eine marktwirtschaftliche brdnung Freiheit der Berufs- Marktgleichgewicht und Zeitgeschichte, Beilage zur diskutieren. 
Wirtschafts- wahl und des Gewerbes, Privateigentum, Vertragsfreiheit, Markttransparenz Zeitschrift „Parlament", H. 46-47/ ordnungen. Konsumfreiheit und Wettbewerbsfreiheit Voraussetzungen sind. Oligopol 1972. Die Wirtschaftsordnungen der Bundesrepublik Deutschland 

' Monopol und der DDR anhand des GG bzw. der Verfassung der DDR ' ; .. daß wirtschaftliche Macht zur pol\tischen Macht benutzt Wettbewerbsbe- Preisbildung - Preisbindung erarbeiten. 
werden kann. 1 schränkung Unterrichtsbogen, Sparkasse, 

1 Preisabsprache HB Nr. 3, 1970. Das Verhalten multinationaler Konzerne (z.B. Ölversorgung). 
. „ daß Konzentration, Absprachen, staatliche Eingriffe und Konzentration Preise und Löhne in der Hoch-

internationale Verflechtungen de~ Wettbewerb einschränken Kartell konjunktur, Unterrichtsbogen Preisbeeinflussung durch Steuern, Zölle und Wechselkurse. 
oder ihn ganz aufheben. Konzern Sparkasse HB Nr. 6, 1970. ' Fusion Marktpreise oder strategische Preise. ' 

.„ daß der Staat durch seine Wirtschafts-, Finanz- und Sozial- Frühstückskartei 1 J.K. Galbraith: Die moderne 
politik die soziale Marktwirtschaft ermöglicht. Zentralverwaltungs- Industriegesellschaft, Knaur 1970. Auswertung von entsprechenden Themen aus dem Wirtschafts-

1 wirtschaft F.W. Dörge: Lohn- und Preisstop7 teil der Tageszeitungen. 1 
„. daß der Preis in einer sozialistischen Planwirtschaft staatlich sozialistische in: Gegenwartskunde H. 3/1973. 

festgesetzt wird und vielfach von ~olitischen Zielsetzungen Planwirtschaft Preis-Lohn.Spirale oder Lohn-Preis.Spirale? 
abhängig ist. Kollektiveigentum F.W. Dörge: Demokratischer 

1 Sozialismus und Marktwirtschaft, Die Preisfestsetzung in der DDR, dargestellt am Beispiel der 1 in: Gegenwartskunde 4.1/1973. . „ die Bedeutung der Werbung (Aufgaben, Mißbrauch) in den Werbung lntershopläden (Deviseneinnahmen), Exquisitläden (überhöhte 
verschiedenen Wirtschaftsordnung~n kennen. Gewinn Werbung, Unterrichtsbogen Preise der Güter des gehobenen Bedarfs) und der Preise des 

1 Sparkasse HB Nr. 4, 1970. notwendigen Bedarfs (Grundnahrungsmittel, Bekleidung usw.). 
1 
1 

Scholz, Hainen, Hagemann: 1 Sammeln von Beispielen aus der Werbung in den verschiedenen 1 Volkswirtschaftslehre, Stam 1974. 1 Medien (TV, Plakate, Radio usw.) und Untersuchung der 
' Information zur politischen Aufgabe des Mißbrauchs. 1 
1 Bildung: 
1 
1 1. Die Ordnung in der Wirtschaft, 
' F. 114/1966 
' 1 2. Die Wettbewerbsordnung in der 
1 Bundesrepublik Deutschland, ' 
' Folge 121/1967 
1 
1 
1 AVM 
' 
1 Wirtschaft in Ost und West 
1 TB 171 ' 1 
1 
1 
1 
1 14 ' 
1 
1 
1 
1 
1 



Fach/Lernbereich Themenbereich • Thema Zeitbedarf Schulart/-stufe/Beruf Klasse/Kurs 3 

' 
Politik 3. Markt und Verbraucher 1 

1 
3.2 Verbraucherverhalten Berufsschule GKD (POL) .2 

LERNZIELBEREICH LERNORGANISATION 
Richtung der Kenntnisse 1 Fertigkeiten/ Begriffe/ LHeratur/Medlen Ergänzende Arbei11hinweise/Un18rrichtsverfahren Behandlung Verhaltensdispositionen Fachsprache 

1 

' Entwicklung „ . daß Werbung versucht, Bedarf zu wecken und zu lenken. Bedürfnisbefriedi- Literatur: Themenvorschläge: 
eines kritischen ' gung F.W. Dörge, M. Schmidt: Wirt-
Verbraucher- „. typische Beispiele informativer und suggestiver Werbung Lebensstandard schaftsordnung und Struktur- Solidarisierung der Verbraucher - eine Fiktion? 
bewußtseins. unterscheiden können. : marktgerechtes politik „Konsumfreiheit in der 

1 Verhalten Marktwirtschaft", Kapitel 5, Warum sparen? 
Möglichkeiten „. verkaufspsychologische Tricks dur~hschauen und geplant und Konsumverzicht s. 209 f. 
einer Solidari- gezielt einkaufen können. ' Eingebauter „Kaputteffekt" 
sierung der 

„. daß der Verbraucher durch bewußt es Verhalten politische 
W. Menge: Der verkaufte 

Verbraucher Verbraucherzentrale Käufer, 1971, Fischerband 1374 Werbung für Arzneimittel - eine Gefahr für die Volksgesund-
als Gegen- Maßnahmen hervorrufen kann. ' heit? 

' gewicht zur ' Dieckerhoff, Friederichs, Pyzalla: 
Macht der „. daß unsere Wirtschaft den kurzfris~ igen Verbrauch von Gütern Warentest Mitentscheiden - mitverantwor- Supermarkt als Käuferfalle 
Produzenten anstrebt, aber die Verknappung der Rohstoffe diesem Prinzip Unlauterer Wett- ten, 
und des Han- entgegensteht. : bewarb „Konsum- und Freizeitgesell- Wirtschaftswachstum um jeden Preis? 
dels. 1 schaft'', Kapitel 6.4, Starn-

„. daß Konsumorientierung wirtschaftliche, finanzielle und persön-
liehe Opfer verlangen kann. ' Lehrplan Arbeitslehre Gruppenarbeit ' 1 Hauptschule Bremen (1972/73) Sammeln und analysieren von Beispielen aus der Werbung in 

„. soll Werte, Normen, Ideologien, di4 hinter Konsumentscheidun- den Bereichen Hörfunk, Zeitschriften, Plakate, Fernsehen usw. 
gen stehen, kritisch einordnen könren. E. Dichter: Strat. i. Bereich der 

' Wünsche Erarbeitung von Kriterien informativer und suggestiver 
.„ daß seine Bedürfnisse von seinen privaten sozioökonomischen Werbung. 

und soziokulturellen Bedingungen abhängen. AVM 
1 FT 2113 Konzentration im 1 
1 Lebensmittelhandel, 29 min 

TBR 7, Strukturen im Lebens-
mittelhandel, 15 min 

1 
1 

' 
1 

1 

' ' 
1 

1 
1 

' ' 1 
1 
1 
1 
1 
1 

' ' 1 5 
' 1 

' 1 
1 
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Politik 

Richtung der 
Behandlung 

Produktivitäts-
steigeru ng durch 
technischen 
Fortschritt er-
möglicht unsere1 
Wohlstand und 
erhöht die Über-
lebenschancen. 
Technischer 
Fortschritt ohne 
Rücksicht auf di 
Umwelt bedroht 
den einzelnen 
und die Gesell-
schaft. 
Höhere Lebens.. 
qual ität ist nur 
durch 8eteili-
gung aller 
Gruppen der 
Gesellschaft an 
zukunftsweisen-
den Entschei-
dungen zu 
erreichen. 

3. Markt und Verbraucher ' 3.3 Technischer Fortschritt und 
Umweltschutz 

Berufsschule GKD (POL.) .3 

LERNZIELBEREICH LERNORGANISATION 
Kenntnisse ' Fertigkeiten/ Begriffe/ Literatur/Medien Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren ' Verhaltensdispositionen Fachsprache 

' ' 
„ . daß technischer Fortschritt heute ~hne Großunternehmen und Rationalisierung Literatur: Themenvorschliige: 

staatliche Hilfen praktisch nicht möglich ist. Zukunftsforschung Dörge: 
' Analysen: Qualität des Lebens, Verpackungen aus Kunststoff - eine Notwendigkeit? ' „. daß es heute so wesentliche - die Gesamtgesellschaft betref- Lebensqualität Leske 

fende ;- Entscheidungen gibt, die richt von den die Wirtschaft- Müllawine Atomkraftwerke an Flüssen - Biologisches Gleichgewicht der 
liehe Macht verkörpernden Minderheiten allein getroffen werden Giftmüll Gefahren für die Umwelt Gewässer 
dürfen, sondern von allen Grupper) der Gesellschaft. Ökologie Unterrichtsbogen Sparkasse 

' Umweltschutzgesetze HB Nr. 6/70 Sind neue Antriebe für Autos notwendig? 
„. daß der Wettbewerb den technischen Fortschritt ohne Rück-

sieht auf die Umwelt vorangetrieben hat. Informationen zur Polit. Bildung Nutzung oder Unterdrückung von Forschungsergebnissen? 
' Nr. 146, 1971 

... daß das ökologische Gleichgewich ~ bei allen Planungen, Ein- Umweltgefahren und -schutz Wachstum ohne Grenzen? 
richtungen und Vorhaben berücks,chtigt werden muß. 

' Individualverkehr - öffentlicher Verkehr 
„ . daß die Verursacher von Umwelts~häden die Folgekosten AVM 

tragen müssen. ' FTZ 114 Müssen unsere Städte Die Rohstoffvorräte der Welt 
' sterben, 38 min ' .„ daß technologische Weiterentwicklungen Auswirkungen auf Energiebilanz FT 2030 Menschen in der auto· Ist Erdöl zu ersetzen? 

die Arbeitsplätze hab9n. 1 Wasserhaushalt matisierten Fertigung, 19 min ' ' Lärmbelästigung Tb 172 Das Problem der menschl. 
... daß vor dem Einsatz neuentwickelter Produkte diese auf ihre Luftverschmutzung Umwelt (Tondokument 1951) 

langfristigen Auswirkungen hin u~tersucht werden. FTZ 166 Nulltarif 
' 1 

FTZ 167 Umweltverschmutzung 
1 

' FTZ 146 Lärm sw, 51 min 
1 FT 2266 Das große Gleichge-1 
1 

' 
wicht 1 

' Wasser f 21 Min 
' FT 2266 Das große Gleichg&-' ' wicht ll, Luft f 22 min 
' FT 2239 Abfall-Schattenseite des 1 

' Überflusses f 18 min 
' FTX 71 Landschaftsschlußverkauf 1 

' 44min 
' TbRX 59 Das gestörte Gleichge-
' wicht, 30 min 1 

' Filme der Mineralölfirmen 
1 
1 Literatur/Medien/Umweltschutz-1 

' bericht und Umweltschutzpro-
1 gramm, Hrsg. : Senator für Gesund· 1 

' heit und Umweltschutz. ' ' Lebensqualität? Von der Hoffnun , 
' Mensch zu sein. Verlag Wissenscha ~ ' ' und Politik 16 ' ' ' ' 1 



Fach/Lernbereich Themenbereich • Thema Zeitbedarf Schulart/ ·stufe/Beruf Klasse/Kurs 4 

Politik 4. Verteilungsprozesse ; 4.1 Einkommensverteilung Berufsschule GKD (POL) .1 und Interessen 1 

LERNZIELBEREICH LERNORGANISATION 
Richtung der Kenntnisse 1 Fertigkeiten/ Begriffe/ Literatur/Medien Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren Behandlung Verhaltensdispositionen Fachsprache 

1 

' Die am Produk- ... daß sich die unterschiedlichen Arten des Einkommens von den Umverteilung Literatur: Themenvonchläge: 
tionsprozeß Produktionsfaktoren ableiten lassen. Neuverteilung Scholz/Heinen/Hagemann: 
Beteiligten habe~ ' Volkswirtschaftslehre, Stam-V., Ein neues Bodenrecht! 1 
einen grund- ••• daß die Problematik sich darin äußert, einen Schlüssel für die Sozialprodukt 1974 Steuerreform - mehr Steuern zahlen? 
sätzl ichen An- Verteilung des Gesamteinkommenf (Sozialprodukt) auf dia Einkommen Kleine Wege zur Vermögensbildung 
spruch auf einen einzelnen Produktionsfaktoren zu finden . Volkseinkommen Störig, H.J. : Wirtschaft als Ent-
Anteil am Volks- ' scheidu ngsbereich, Vergleich des Einkommens verschiedener Berufsgruppen ' einkommen. Die ... daß die Verteilung des Einkomme~ von dar gesellschafts- Verlag Diesterweg, 4. Aufl., 170 (Maurer, Buchhalter, Arzt, Handwerksmeister, Rentner, 
Nichtleistungs- politischen Macht verschiedener Interessengruppen abhängig Landwirt). 
fähigen werden ist. 1 Frank, W.: Volkswirtschaft, ' aus sozialen ' Merkur-Lehrmittel-Verlag, Das Leistungsprinzip als Maßstab für die Festsetzung der 
Gründen betei- •.• daß Einkommen aus Arbeit verteili wird nach Stellung im 36. Aufl . 172 Lohnhöhe. 
ligt. Proble~tik. Arbeitsprozeß und Leistung. ' 1 nvestivloh n 
der Einko~ ' Hartmann, G.: Grundlagen der 
mensverteilung. ••. daß der Staat den tatsächlichen Einkommensempfang durch allgemeinen Volkswirtschaft, 

sozialpolitische Maßnahmen beeinflußt. Merkur-Lehrmittel-Verlag. 
' 2. Auflage 1970 ' „. daß der Staat und die Interessenverbände die Belange der 

nicht am Produktionsprozeß Beteijigten vertreten. Kleine Wirtschaftslehre, 
' Infodienst der Sparkassen und 
1 Landesbanken, 8. Auflage, 1973. ' 1 
1 

' Tiedtke/Witthoff: Wirtschafts-
1 und Gesellschaftslehre, 1 

' Verlag Gehlen, 1974 
1 
1 
1 Kühn-Büning: Arbeitsbuch 

Politik, Heckne~ Verlag o.J. 

Kracht, G.: Arbeitseinkommen 
gerecht verteilt? Zum Problem 
der Einkommerisunterschiede bei 
Arbeitnehmern in der BRD in 
Gegenwartskunde, 4/1973. 

' AVM: 1 

' FT 2119 Gerechter Lohn (Ein-
1 

füh rung in die Lohnfrage) ' 1 

' 1 
1 

' 1 
1 

' 1 

' 17 ' ' ' ' 1 
1 



Fach/Lernbereich Themenbereich • Thema 

Politik 

Richtung der 
Behandlung 

Verfügungsge-
walt über Pro-
duktionsmittel 
verleiht Macht. 

Mitbestimmung 
dient der Kon-
trolle wirt-
schaftl icher 
Macht. 

4. Verteilungsprozesse 
und Interessen 

4.2 Mitbestimmung in Betrieb 
· und Unternehmung 

LERNZIELBEREICH 
Kenntnisse Fertigkeiten/ Begriffe/ 

Verhaltensdispositionen Fachsprache 
1 

„. daß Großunternehmen auf den Märkten und in der Forschung Mitbestimmung 
Vorteile haben und durch ihre Macht unkontrollierten Einfluß Montanmodell 
auf die Politik nehmen können. 1 Grundstoffindustrie 

1 
1 Wirtschaftsdemo-

„. daß die Arbeitnehmer von den m8,isten wirtschaftlichen Macht- kratie 
positionen ausgeschlossen sind. 1 Investition 

1 Subvention 1 

„. daß man unterscheiden soll: 1 Kartelle 
- Mitbestimmung am Arbeitsplatz Lobby 
- Mitbestimmung im Betrieb '· Betriebsverfassung 
- Mitbestimmung im Unternehm~n. Aufsichtsrat 

1 Wirtschaftsausschuß 
... daß man unterscheiden soll: 1 Betriebsrat 

- Mitbestimmung im sozialen Bereich Jugendvertretung 
- Mitbestimmung im technisch-o~ganisatorischen Bereich 
- Mitbestimmung im wirtSchaftliehen Bereich. 
- Mitbestimmung im personellen :eereich. 

1 

.„ daß Mitbestimmung heute Einfluß von Arbeitnehmern auf 
Wirtschaftsprozesse bedeutet. 1 

1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 

1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 

1 

1 

Zeitbedarf Schulart/-stufe/Beruf Klasse/Kurs 4 

Berufsschule GKD (POL) .2 

LERNORGANISATION 
Literatur/Medien Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren 

Literatur: Thernenvonchliige: 
Ortlieb u.a.: Wirtschaftsordnung 
und Strukturpolitik, Bd. 2, Ist die Mitbestimmung ein Machtstreben der Gewerkschaften 
S. 257 f, Leske-Verlag. S. 68 oder eine gesellschaftliche ·Notwendigkeit? 

Dieckerhoff u.a.: Mitentscheiden Lohnkampf zwischen Streik und Aussperrung 
- mitverantworten, 7.7, Stam-
Verlag, ·.1972 Die Machtsituation am Warenmarkt, Arbeitsmarkt und bei 

der Gewinnverteilung 
0. Nell-Breuning: Mitbestimmung 
- wer mit vvem? Herder 1969 Die verfassungsrechtlichen Gesichtspunkte (Art. 14 GG) bei 

der paritätischen Mitbestimmung. 
U. Apel: Mitbestimmung 
Nymphenburger Verlagshandlung Die rechtliche Stellung des Jugendvertreters - eine Lücke im 
1969 Gesetz? 

AVM 
TbA 2 Entstehung und Verwen-
dung des Sozialprodukts 
17 min, 30 min, 38 Bilder 
Tb 171 Wirtschaft in Ost und Mitbestimmungsmodelle der Gewerkschaft, der Parteien, 
West am Beispiel der Verfügungs- der Unternehmer vergleichen 
gealt über Produktionsmittel 

Sonstiges 
Sparkassenverlag Stuttgart 
Wirtschaftslehre, Hilfen für den 
Unterricht, 1 X/6 

Mat erialien zum NDA-Schul-
fernsehen: Was hab ich von der 
Mitbestimmung? Schroedel-0-S-
Verlags-Un ion 

18 



Fach/Lernbereich Themenbereich • Thema 

Politik 

Richtung der 
Behandlung 

Politische Ziele 
und Einflüsse 
der Gewerk-
schaften und 
Arbeitgeber-
verbände. 

4. Verteilungsprozesse 
und Interessen 

4.3 Gewerkschaften und 
Arbeitgeberverbände 

LERNZIELBEREICH 
Kenntnisse , Fertigkeiten/ 

' Verhaltensdispositionen 

„. deß wesentliche MachtPositionen in der Wirtschaft von den 
Unternehmern eingenommen werden. 

„. daß ein Gegengewicht durch Solid~risierung der Arbeitnehmer 
angestrebt wird. ' 

1 

„. daß die arbeits- und tarifrechtlichen Regelungen Ergebnisse 
gesellschaftlicher Machtkämpfe u~d somit veränderbar sind. 

. „. Mittel und Wege des Arbeitskamptes kennenlernen. 

„. daß es Gruppen in unserem Staat gibt, denen der Streik als 
Kampfmaßnahme verwehrt wird. : 

„. daß die Gewerkschaften zu einem :politischen und wirtschaft-
lichen Machtfaktor geworden sind:. 

„. die Argumente und Gegenargume?te zu Mitbestimmungsforde-
rungen und Verteilungsanspriichen kennen und beurteilen. 

1 
1 

„. daß Unternehmerverbände und Gewerkschaften Einfluß auf 
die Regierungen nehmen. 1 

1 
1 
1 
1 
1 
1 

1 
1 
1 
1 
1 

Begriffe/ 
Fachsprache 

Mitbestimmung 
S~r„ ik 

Aussperrung 
Arbeitskampf 
Tarifautonomie 
Industriegesellschaft 
Tarifpartner 

Zeitbedarf Schulart/-stufe/Beruf Klasse/Kurs 

Berufsschule GKD (POL) 

LERNORGANISATION 
Literatur /Medien 

Literatur: 
Dieckerhoff u.a.: Mitentscheiden 
- mitverantworten, Stam-Verlag. 
1972 

Informationen zur Politischen 
Bildung Nr. 145/1971 
Interessenverbände in der BRD 
Düsseldorfer Verein 
Arbeitsmaterialien 4-01; 4-02 

1 nteressenverbände 
Politische Wirkung der Interessen-
verbände. 

Unterrichtsmodelle des Düsseldor-
fer Vereins für Berufspädagogik 
(Gruppenunterricht), lnteressen-
118rbände 4-01, 4-02 
AVM 
A. Weber: Unternehmer und Ge-
werkschaften (Schallplatte) 
Tb 269 Ein Tag danach - Vier 
mal 1. Mai, 17 min 
TvRX 16 Geschichte der deutscher 
Arbeiterbewegung, Teil I, bis 1863 
TbRX 17 wie vor, Teil II, bis 1913 
TbRx 20, wie vor, Teil 111, bis 1949 

Tb 176 Denkt mal nach, wer Eure 
Sache vertritt? (Illegale Propagan-
da im Betrieb) 
FT 2034 Der Streik war vorbe-
reitet. 28 min 
FT 2236 Zwischen Wohlstand und 
Klassenkampf (zum Sein und Be-
wußtsein junger Arbeiter), 32 min 

Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren 

Themenvonchläge: 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer - Sozialpartner oder 
Tarifgegner? 

Ist die staatliche Zwangsschlichtung eine Lösung im Arbeits-
kampf? 

Die politische Macht der Gewerkschaften 

Betriebsverfassungsgesetz 

Jugensprecher der Gewerkschaften, evtl. Vertreter junger 
Unternehmer einladen! 

4 

.3 

19 



Fach/Lernbereich Themenbereich 1 Thema 

Politik 

Richtung der 
Behandlung 

Produktivitäts-
zuwachs recht-
fertigt Lohn-
erhöhung. 

Lohn- und 
Vermögens-
politik erstrebt 
eine gerechtere 
Verteilung des 
Volkseinkorn-
meri's. 

4. Verteilungsprozesse 
und Interessen 

4.4 Lohnpolitik und 
Vermögenspolitik 

LERNZIELBEREICH 
Kenntnisse ' Fertigkeiten/ Begriffe/ 

' Verhaltensdispositionen Fachsprache 

... daß Leis:tung, Gleichheit oder Bedürfnis Maßstäbe sein können, Lohn-Preis- bzw. 
aber ihre Anwendung - auch in Kombinationen - nur eine Preis-Lohn.Spirale 
relative Gerechtigkeit ermöglicht. gleitende Lohn-

1 klau sei 
... daß der Bewertungsmaßstab für den Lohn von den gesellschafts- Investitionslohn 

politischen Vorstellungen abhäng~. Nominallohn 
' Reallohn 1 

... daß darum Löhne und Gehälter durch Verhandlungen der Öffentliche Hand 
Tarifpartner immer neu ausgehan~elt werden. Arbeitsmarkt 

' Lohnquote 
... Begründungen für die Gewerkschaftsforderungen nach Umver-

teilung des Volkseinkommens un~ für die Unternehmerforde- Lohnkonflikt 
rung nach produktivitäts-orientierter Lohnsteigerung kennen Indexfamilie 
und beurteilen. ' Sozialprodukt ' 

1 Volkseinkommen 
... die verschiedenen Auslegungen des Begriffes Vermögen kennen, Investitionen 

insbesondere Konsum-, Produktiofis- und Volksvermögen. Vermögensbildung 
1 der Arbeitnehmer 

... daß bei der Entstehung neuer Wer~e sowohl Kapital als auch Sozialprodukt 
Arbeit beteiligt sind, aber der Zuwachs am Produktionsver- Zuwachsrate 
mögen fast ausschließlich der Kapltalseite zugute kommt. „Mehrwert" 

1 Kapitalismus 
... Maßnahmen zur gerechteren Vermögensbildung kennen und Eigentum 

beurteilen. 1 Risiko 
' ' Gemeineigentum 

... Möglichkeiten und Grenzen neuer: Vorschläge für Vermögens- Sparen 
bildung kennen und beurteilen. 1 Volksaktie 

' 
... daß der einzelne Anteil am Volksvermögen hat. 

... daß Vermögensverteilung nicht das Problem der Kontrolle 
wirtschaftlicher Macht löst. 

' ' 1 

' ' ' 1 

' 1 

' ' 1 

' 1 
1 

' ' ' 
' ' ' 
' 1 

' 

Zeitbedarf Schulart/-stufe/Beruf Klasae/Kura 4 

Berufsschule GKD (POL) .4 

LERNORGANISATION 
Literatur /Medien Ergänzende Arbei1Sh inweise/U nterrichtsverfahren 

Literatur: Thememronchläge: 
Ortlieb u.a.: Wirtschafts- und 
Sozialpolitik, Bd. I, S. 189 f, Gibt es den gerechten Lohn? 
Leska-Verlag, ;1969 

Treiben die Preise die Löhne oder die Löhne die Preise in die 
Dieckerhoff u.a.: Mitentscheiden Höhe? 
- mitverantworten, Starn-Verlag, 

Auswirkungen von Lohnkämpfen auf die Gesamtwirtschaft 1972 
Ortlieb u.a.: Wirtschaftspolitik Die Problematik des Investivlohnes 
und Strukturpolitik, Bd. I, S. 117f 
Leska-Verlag, 1969 Schafft die Vermögenspolitik soziale Gerechtigkeit? 

Sparen und Geldentwertung 
AVM 

Wer ist reich? TbR 2 Entstehung und Verwen-
dung d. Soz. Prod., 17'30" 38 B Modelle zur Vermögensbildung 
Tb 99 Das erste Geld Privater Reichtum - öffentliche Armut (Lohn und Lebenshaltung) 
Tb 272 Stundenlohn: 11 Pfg. 
(182().1850), 18' 
Tb 279 Warum Sozialabgaben? Rollenspiel entsprechend dem Fischer-Beispiel aus Ortlieb u.a. FT 2119 Gerechter Lohn, (siehe Lit.I 13' 
FT 2273 Im Betrieb: Gerechter Vergleich der politischen Willenserklärungen der politischen Akkord? , 18' Parteien untereinander und mit der realen Politik. FTS 229 Eigentum macht frei, 
10' Rechenbeispiele über Kapitalansammlung bei Ausnutzung aller FTS 367 Glück auf Raten Möglichkeiten der geförderten Vermögensbildung. (Sparkassenfilm), 23' 
FT 2029 Kapitalbildung 
10' 
FTX 243 Das neueste aus Schilda 
(Erziehung zum Sparen) 

Sonstiges 
Sparkassen-V., Stuttgart, 
Wirtschaftslehre, Hilfen für den 
Unterricht, Vlll/5 
Materialien der Parteien zur 
Vermögensbildun1:1 
Informationsmaterial der 
Banken und Sparkassen 

20 



Fach/Lernbereich Themenbereich • The'!'a 

Politik 

Richtung der 
Behandlung 

Haushaltspolitik 
dient der Durch 
setzung der Je-
weiligen poli-
tischen Ziele. 

Konjunktur-
und Struktur-
politik dienen 
der Beeinflus-
sung der ge-

"·samtwirtschaft· 
liehen Entwick· 
lung. 

4. Verteilungsprozesse ' 4.6 Konjunktur- und 1 

und Interessen 1 

LERNZIELBEREICH 
Kenntnisse 

' 

Fertigkeiten/ 
Verhaltensdispositionen 

„ . daß der Haushalt nach den politischen Vorentscheidungen auf· 
geteilt wird. 

„. daß die Verwirklichung von Refor~bestrebungen und die 
Übernahme neuer politischer Aufg~ben zu Prioritätsverschie-
bungen im Haushalt oder zu Steue~rhöhungen führt. 

1 

„. Konjunkturverlauf und Möglichke\ten der Konjunkturpolitik 
kennen. 

· „. t:laß der Haushalt auch als Instrument der Konkunktur· und 
Strukturpolitik benutzt wird. ' 

1 
1 

„. Veränderungen der Wirtschaftsstruktur und Möglichkeiten 
der Strukturpolitik kennen. ' 

„. strukturpolitischa Maßnahmen aut: ihre sozialpolitischen Aus-
wirkungen untersuchen. 

. „ daß eine Wechselbeziehung zwisch,n Preisstabilität, Vollbe· 
schäftigung, Wirtschaftswachstum und Zahlungsbilanzausgleich 
besteht. : 

1 

„. daß es unmöglich ist, die genannten Ziele der Wirtschaftspolitik 
gleichzeitig zu erreichen und daß e~ deshalb zu Zielkonflikten 
kommt. , 

1 

1 

1 
1 

1 

Strukturpolitik 

Begriffe/ 
Fachsprache 

Konjunktur 
Haushalt 
Währungspolitik 
Leitwährung 
Stützungskäufe 
Zahlungsbilanz 
Preisstabilität 
Vollbeschäftigung 
konzertierte Aktion 
Infrastruktur 
Bundesbank 
Konjunkturzyklus 

antizyklische Wirt· 
schaftspol itik 

Zeitbedarf Schulart/ ·stufe/Beruf Klasse/Kurs 4 

Berufsschule GKD (POL) .6 

LERNORGANISATION 
Literatur/Medien 

Lite„tur: 
Ortlieb u.a., Hrsg., 
Wirtschaftsordnung und 
Sozialpolitik, Leske-Verlag, 1969 

Ortlieb u.a. Hrsg.: 
Wirtschaftsordnung und Struktur-
politik, Bd. II, Leske-Vertag, 1968 

AVM 

R 2006 Öffentlicher Haushalt, 
17 B 

FTZ 124 Ein Schleier aus Geld 
(Untertitel: D·Mark in Gefahr?), 
36' 

FTZ 67 Gartenzwerge 
(Wirtschaftswunder) 

FTZ 120 Der Steuerschrauben· 
schlüssel, 46' 

Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren 

Themenvorschläge: 

Stetiges wirtschaftliches Wachstum und konjunkturelle 
Schwankungen 

Staatliche Maßnahmen zur Steuerung des Wirtschaftsablaufs 

Investitionen und Subventionen als Mittel der Strukturpolitik 

Maßnahmen der Bundesbank zur Steuerung der Konjunktur 

Eingehen auf aktuelle Maßnahmen von Regierung. Bundestag 
und Bundesbank . 

21 
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Fach/Lernbereich Themenbereich • Thema Zeitbedarf Schulart/-atufe/Beruf Klasse/Ku ... 6 

Politik ' Berufsschule GKD (POL) .1 5. Meinungs. und Willensbildung 1 5.1 lnfonnetlon und Manipulation 
1 

LERNZIELBEREICH LERNORGANISATION 
Richtung der Kenntnisse Fertigkeiten/ Begriffe/ Literatur /Medien Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren Behandlung Verhaltensdispositionen Fachsprache 

Information „. daß die verschiedensten Gruppen 'unserer Gesellschaft unter- öffentliche Meinung Literatur: Thamenvorschlilge: 
als Voraus- schiedlich informieren und dadurch die Öffentlichkeit in ihrem Objektivität Du Mont: Visuelle Kommuni-
setzung für Sinne zu beeinflussen suchen. ' Propaganda kation, Verlag Du Mont, 1971 Informationsgrad - Freiheitsgrad des Bürgers 1 
pol itischas 1 Suggestion 
Handeln. „. daß die Informationen Vorurteila,abbauen, aber auch ver- Vorurteile Jaspers: Werden wir richtig Privates Fernsehen? 

stärken können. 1 Kommunikation informiert? Ehrenwirth 
Manipulation ' Manipulation Herausgegeben v. Senator f. Nachricht - Kommentar 1 

als Gefahr ein· „. aus einer Vielzahl unterschiedlichpr und häufig manipulierter Bildung, Wissenschaft u. Kunst 
seitiger 1 nfor- Informationen eine Grundlage fü~ das eigene Urteil gewinnen Bremen 2/1974 Wie werden Zeitungen finanziert? 
mation. und befähigt werden, eine eigene l\lleinung zu vertreten. 

' Eiiwein u.a.: Manipulation der Sind „überparteiliche" Informationen möglich? 
„ . daß absolut objektive lnformatio~en kaum möglich sind. Alla Meinungsbildung, Westdeutschar 

Informationen sind u.a. „gefärbt'~ durch Aufmachung. Aus- Verlag 1971 Düsseldorfer Verein / Gruppenunterrichtsmodelle 
wahl, Wortwahl, Bildwahl und Interessen der Informanten. „Dia Nachricht in der Zeitung" 

1 Zeitschrift Wochenschau „Dia Meldung in dar Zeitung" 1 
„. daß öffentlich-rechtliche oder privatwirtschaftlich geführte April/Mai 1973 

Organa_ dar Meinungsbildung unte:rschiedlich informieren. 
1 Fernsehen und Wirklichkeit, 

„. daß jeder Empfänger von Informationen aufgrund seiner Unterrichtsmaterial zu den Kommunikation in dar Gesellschaft. Europäische Verlagsanstalt 
sozialen Herkunft, seiner, lnteress~n und seiner Lernerfah- Rahmenrichtlinien Deutsch, 
rungen auswählt und verarbeitet. , Hess. Kultusminister, 1974 

1 (ohne Text Nr. 31 1 
„. daß dar Austausch von lnformatiGnan und Meinungen (Kom-

munikationl Grundlage jeder poli ~ischen Beteiligung.ist. AVM 
FTZ 45, Rechte für alle: 
Die Meinung ist frei, 12' 
TbR 12, Methoden dar Meinungs-
forschung, 24', 48 Bilder 

TbS 12, Berlin im Osuchlager, 
9' 
TbX 246, „Meinungsfreiheit" 

1 in dar DDR, 13' 
' 
' FTX 1 

' 1 
Ein Film - Drei Texte 

' 
1 
1 
1 

' 1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 

' 22 
' 
' 
1 



Fach/Lernbereich Themenbereich , The'!'a 

Politik 

Richtung der 
Behandlung 

Informationen 
werden vor 
allem durch 
Messen median 
verbreitet. 

Konzentration 
kann Macht-
mißbrauch 
beinhalten und 
erfordert Kon-
trolle. 

' 5. Meinung• und Willensbildung : 5.2 Massenmedien 

Kenntnisse 

LERl!liilZIELBEREICH 
, Fertigkeiten/ 

Verhaltensdispositionen 

... daß dar Besitz von Information Macht bedeutet.. 
1 

... daß die Massenmedien folgende po)itischa Aufgaben haben : 
- Information 1 

- Mitwirkung an dar Mainungsbil~ung 
- Machtkontrolle und Kritik 1 

... daß Massenmedien abhängig sein kpnnen (Industrie, Parteien). 

.„ wie man Massenmedien für die Bilcjung dar eigenen Meinung 
durch kritisches Vergleichen nutzen kann. 

1 
1 

•.. die unterschiedlichen Organisationsformen dar Massenmedien 
sahen und die Einwirkungsmöglichkaitan auf gesellschaftliche 
Gruppen erkennen. ' 

... daß das Grundgesetz jedem die F~iheit zur Verbreitung seiner 
Meinung garantiert, daß aber die extensive Wahrnehmung dieser 
Freiheit durch einzelne die Möglict\keit anderer, sich öffentlich 
wirksam zu artikulieren und sich z~ informieren, bedroht. 

1 
1 
1 . 
1 

Begriffe/ 
Fachsprache 

Pressefreiheit 
Informationsfreiheit 
Propaganda 
Pressezensur 
Pressekonzentration 

Zeitbedarf Schulart/-stufe/Beruf Klasse/Kurs 5 

Berufsschule GKD IPOL) .2 

LERNORGANISATION 
Literatur/Medien 

Literatur: 
Langer-EI Sayed: Frau und 
Illustrierte im Kapitalismus, 
Pahl-Rugenstein 1971 

Müller, Hans.Dieter: Der Sprin-
ger-Konzern, Piper 1968 

Pross: Moral der Massenmedien, 
Kiepanheuar & Witsch 1967 

Wasam: Prasse, Rundfunk, Fern-
sehen - pädagogisch gesehen, 
Ernst Reinhard 1969 

Staatsbürgerkundliche Arbeits-
mappe 
Blatt-Nr. 631 600 

531 510 
597 010 

AVM 
FTZ 51, Rechte für alle. Dia 
Pressefreiheit wird gewährleistet. 
16' 
FT 734, Nachrichten im Fern-
sehen, 24' 
FTX 52, Das 1 nserat, 41' 
FT 2329, Unterhaltung für 
Millionen (coll, 22' 
FT 2093, Hitler spricht Wochen-
schau-Ausschnitte, 20' 
FT 2178, Wie entsteht dar Nach-
richtenteil einer Zeitung? 14' 
Tb 185, Ein Volk, ein Reich, ein 
Rundfunk, 53' 
R 260, Herstellung einer Tages-
zeitung, 19 B. 

Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren 

Tilemenvonchlilge: 

Privatsender gleich Piratensender? 

Wer prägt die öffentliche Meinung? 

Monopolisiarung der Presse 

Macht durch Informationsvorsprung 

„Tagesschau" und „Heute" (KM/Hessen, Unterrichtsmaterial 
Deutsch KI. 7-8, H. 1. Fernsehen, S. 22ff) 

Düsseldorfer Verein Gruppenunterrichtsmodell 
Die Nachricht In der Zeitung 
Die Meldung in der Zeitung 

23 



Fach/Lernbereich Themenbereich • The~a Zeitbedarf Schulart/ ·stufe/Beruf Klasse/Kurs 

' Politik 5. Meinungs- und Willensbildung : 5.3 Parteiei)- und 1 nteressenverbände Berufsschule GKD (POL) 

Richtung der 
Behandlung 

Parteien als 
politische Wil-
lensträger in 
einer funk-
tionsfähigen 
Demokratie. 

Kenntnisse 

LERNZIELBEREICH 
, Fertigkeiten/ 

Verhaltensdispositionen 

.„ daß Parteien und Verbände sehr unterschiedliche Aufgaben 
haben. : 

' 
„. daß die Strukturmerkmale und A~fgaben der Parteien je nach 

Herrschaftsform recht unterschied) ich sind. 
1 

„. daß Parteien in der BRD folgende Hauptaufgaben haben: 
- Integration unterschiedlicher Interessen 
- Durchsetzung politischer Vorstellungen 
- Mobilisierung der Bürger , 
- Nachwuchsförderung für die politische Arbeit 
- Organisation des Wahlkampfes : 
- Auswahl und Kontrolle von Mitpliedern politischer Organe. 

„. daß die Verwirklichung der innerp~rtailichen Demokratie ab-
hängig ist vom Einsatz und der Zi111ilcourage der Parteimitglieder 
und daß ohne solchen Einsatz die pemokratie innerhalb der 
Partei so wenig verwirklicht werden kann wie in dar Gesellschaft. 

1 

„. daß im parlamentarischen System die Erringung eines Mandats 
ohne Hilfe einer Partei kaum mögllch ist. 

1 

„. daß die Abhängigkeit des Mandatsträgers von seiner Partei und 
die Forderungen des GG (Art. 38) :widersprüchlich sind. 

„. daß die Parteien der BRD ihre Kosten nicht nur aus Mitglieder-
beiträgen decken, sondern auch au~ staatlichen Zuwendungen 
und privaten Spenden. 

1 

„. daß die weitgehende Fremdfinanzierung die Parteiführung in 
Gefahr bringt, von Geldgebern abhängig zu werden. 

' 
.„ daß die weitgehende Fremdfinanzierung die Chancengleichheit 

der kleineren Parteien einschränkt ;und Neugründungen 
schwierig macht. 

' „. daß die Chancen der kleineren Par~eien beeinträchtigt werden, 
weil ihr Anteil an Steuermitteln nach der Zahl ihrer Wähler 
berechnet wird. ' 

Begriffe/ 
Fachsprache 

Volkspartei 

Parteidisziplin 
Kandidatenauf-
stellung 

Imperatives Mandat 

Mitgliederpartei 
Wählerpartei 
Parteiengesetz 
Mehrparteiensystem 

Parteiverbot 

Solidarität 

Ämterpatronage 

Parteitag 

1 nnerpartailiche 

Demokratie 

LERNORGANISATION 
Literatur /Medien 

Lltemur: 
Gagel, W.: Die politischen Parteien 
in: Zeitschrift „Politische Bil-
dung", Heft 1/1967, Klett 
Kaack, H.: Geschichte und Struk-
tur des deutschen Parteiensystems, 
Leska 1971 

Winkltr, H.-J.: Sicherung der 
Parteiendemokratie, Leska 1970 
Narr, W.-D.: CDU-SPD - Pro-
gramm und Praxis seit 1945, 1966 

Zeuner, B.: Innerparteiliche 
Demokratie, 1969 
Fromme, F.-K.: Parteienfinan-
zierung und Bundesverfassungs-
gericht, in: Aus Politik und Zeit-
geschichte Nr. 23/1969 
Düsseldorfer Verein für Berufs-
pädagogik - Arbeitsmaterial 
18 Sammlungen 
4-01 bis 4-18 
Parteiengesetz 

AVM 
FTS 319, Wahl 1965 
Neueste Geschichte in Plakaten 
1. R 421, 1914-1925 
2. R 422, 1929-1946 
FTX 53, Wähler und Parteien, 
715 m 
FTZ 122, Ungeliebte Parteien, 
46' 
FT 2169, Arbeit für die Partei 
(CSU), 24' 

FT 2209, Arbeit für die Partei 
(SPD), 20' 
Tb 2002, Mitarbeit in politischen 
Parteien, 26' 

Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren 

Themt1nvonchlllge: 

Imperatives Mandat als Alternative? 

Mandatsverlust bei Parteienwechsel 7 

Offenlegung der Parteienfinanzierung 

Wahlkampf aus der Steuerkasse 

Kandidatenaufstellung 

Vergleich von Parteiprogrammen 

Vergleich von Wahlversprechungen, Regierungserklärung und 
realer Politik 

Unterrichtsgespräche mit Parteirepräsentanten 

24 
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Fach/Lernbereich Themenbereich • Thema 

Politik 5. Meinungs- und Willensbildung ' 5.4Wahlen 
1 

Richtung der 
Behandlung Kenntnisse 

LERNZIELBEREICH 
, Fertigkeiten/ 
' Verhaltensdispositionen 

Wahl als Akt 1 „. daß durch Wahlen Herrschaft auf !Zeit delegiert wird. 
politischer ' 
Mitbestimmung „. daß es der Zweck der Wahlen ist, ~andlungsfähige demokra-

tische Institutionen zu schaffen. 1 

Wahlsysteme 
und ihre poli-
tischen Konse-
quenzen. 

„. daß Wahlgesetze und Wahlsystem~ das Ergebnis gesellschaft-
licher Machtkämpfe sind, daß sia ~lso veränderbar sind, wenn 
die politischen Machtverhältnisse ~ich ändern. 

„ . daß die Argumente für oder gegen: eine Wahlrechtsände'rung 
auf ihre Motive hin untersucht werden müssen. 

' 1 

„. daß eine Interessenvertretung der •Bürger nur über die Bildung 
von Mehrheiten in Parteien, in Verbänden oder in Initiativ-
gruppen möglich ist. ' 

„. daß das Wählerverhaltan durch so~iale Positionen und soziale 
Rollen bestimmt werden kann. 1 

„. daß im Wahlkampf Schlagworte urd Sympathiewerbung für 
Personen im Vordergrund stehen, ,Sachinformationen und 
Argumente zurücktreten. ' 

„. daß der Konflikt zwischen Partei~nvielfalt und Funktions-
fähigkeit der Institutionen durch ~ie 5%-Klausal geregelt wurde. 

1 

„. daß die gegenwärtigen großen Parteien die Interessen möglichst 
vieler Bürger zu vertreten suchen. : 

' „ . daß Partei-ergreifen muß, wer pol\tisch wirken möchte. 
1 

1 
1 

1 
1 

Begriffe/ 
Fachsprache 

Mehrheitswahl 
Verhältniswahl 
Sperrklausel 
d'Hondt 
Erststimme 
Zweitstimme 
Wahlkreis 
aktives, passives 
Wahlrecht 
Wahlgrundsätze 
Einheitsliste 
Listenwahl 
Legislaturperiode 
Mandat 

Persönlichkeitswahl 

Stichwahl 
Wechselwähler 
Hochrechnung 
„Stimmvieh" 

Zeitbedarf Schulart/ ·stufe/Beruf Klasse/Kurs 5 

Berufsschule GKD (POL) .4 

LERNORGANISATION 
Literatur /Medien 

Literatur: 
Kaack: Wahlkreis941ografie und 
Kandidatanauslese, Bundeszen-
trale Nr. 82 
Raschke, J. : Wie wählen wir 
mogen? Bundeszentrale 
Schmiederer, U.: Wahlen in der 
BRD, Modelle 1, 1970 

Bundeswahlgesatz 
Informationen zur politischen 
Biidung Nr. 94 und Nr. 135 
Politische Wahlen in der BRD 
mit Material für Schüler, in: 
Politische Bildung, Heft 4/1972 
Schlag nach - mach mitl B 
Studiensaminar HB 1971 

AVM 
R 768, Wahlen 
RZ 8, Wie der Bundestag gewählt 
wird 
FT 869, Wahlkampf-Bundestags-
wahl 65, 23' 
FTS 319, Wahl 1965 (Wahlkampf 
in Neu-Ulm). 80' 
FT 784, Wahlkampf in den USA 
(Kennedy), 64' 

FTZ 62, Rechte für alle: Wahl-
recht-Wahlpflicht (1961), 19' 
FT 2325, Werbung der Parteien 
im Wahlkampf 1969, 22' 
TbX 230, Ein Mann fordert freie 
Wahlen, 12' 

Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren 

Themenvonchläge: 

Chancengleichheit für Parteien 

Wahlkampf und Wählerverhalten 

Wahlsystame und Wahlkreisgeometrie 

Wahlrechtsänderung 

Kandidatenaufstellung 

Analyse der Slogans, Plakate und Wahlprogramme 
Mitschnitte aus Rundfunk- und Fernsehen (Parteien sprechen 
zur Wahl) 

Sonstiges 
Arbeitsblätter: 
Dieckerhoff u.a.: Mitentscheiden - Mitverantworten, 
Stam 1972, S. 45-52 

Wahlplakate 
Stimmzettel (zu erhalten beim Statistischen Landesamt) 
„Düssaldorfer Verein" Arbeitsmaterial 
Themenkreis: Parlament und Regierung als Ort legitimer 
palitischer Entscheidung 
5-09bis5-13 

25 



Fach/Lernbereich Themenbereich • Thema Zeitbedarf Schulart/-stufe/Beruf Klasse/Kurs 6 

Politik 6. Politische Entscheidungen 6.1 Grundelemente einer Demokratie Berufsschule GKD (POLI .1 

LERNZIELBEREICH ·LERNORGANISATION 
Richtung der Kenntnisse 1 Fertigkeiten/ Begriffe/ Literatur /Medien Ergänzende Arbei1Sh inweise/U nterrichtsverfahren Behandlung 1 Verhaltensdispositionen Fachsprache 

1 
1 

Demokratie ... daß in einer Demokratie die Entscheidungen der Mehrheit auch Volk Literatur: Th1m1nvonchlä111: 
als eine Organi- für die Minderheit verbindlich sind; Nation Politische Bildung, Heft 3/73, 
sationsform 1 Staat Demokratietheorien, Klett, 1973 Föderalismus - Zentralismus 
der Gesell- ... daß in einem parlamentarischen Sy~tem Machtgebrauch, Macht- Souveränität 
schaft. kontrolle und Streben nach Mach*echsel wesentliche legale Sei bstverwaltu ngs- Laufer, H.: Die demokratische Repräsentative Demokratie - direkte Demokratie 

Bestandteile sind. 1 organe Ordnung. 1970 
Demokratie 1 Parlamentarische und autoritäre Systeme 

1 

erfordert ... daß die Demokratie in der BRD auf den Grundsätzen der Volks- Autonomie Besson/Jaspers: Das Leitbild der 
aktive Teil- souveränität, der Repräsentation der Gewaltenteilung und der Pluralismus modernen Demokratie, List, 1966 Machtkämpfe der Parteien um die parlamentarische Mehrheit 
nahme. Rechts- und Sozialstaat! ichkeit ber~ht. Rätedemokratie 

1 Naschold, Fr.: Organisation und Eine Partei - wenige Parteien - viele Parteien 
... daß die parlamentarische Demokrat ie kein abgeschlossenes Bürgerinitiative Demokratie, Kohlhammer, 1969 

Modell ist, sondern den gesellschaftlichen Veränderungen repräsentative Alle Macht den Räten? 
entsprechend, weiterentwickelt werden sollte. Demokratie Fromme, F.K. : Von der Weimarer 

1 Verfassung zum Bonner Grund-
... daß plebeszitäre Elemente zur Weiterentwicklung der parlamen- Rechtsstaat gesetz, 1962 

tarjschen Demokratie beitragen kö~nen. Sozialstaat 
1 Eiiwein, Th.: Das Regierungs-

... daß es verfassungsrechtliche Veränderungen gibt (GG. 79.3). system der BRD, 3. Aufl., 
1 Westdeutscher Verlag, 1972 

... daß die Verfassungsorgane dem GG unterliegen, das nur unter 
erschwerten Bedingungen geändert :werden kann. Flach, K.-H.: 1 x 1 der Politik, 

1 roro tele, 1970 
... daß das Bundesverfassungsgericht ~ls Kontrollinstanz von 

staatlichen Organen und einzelnen ~ürgern angerufen werden Denninger, E.: Staatsrecht 1, 
kM~ 1 rororo-Studium Nr. 34, 1973 

1 
1 
1 AVM 
1 Dem Deutschen Volke, 1 
1 
1 

FTZ 112, 30' 
1 
1 
1 
1 
1 

1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 26 
1 

1 

1 



Fach/Lembereich Themenbereich ' Thema 

Politik 

Richtung der 
Behandlung 

Politische Ent-
scheidung als 
durchschauba-
rar Prozeß. 

' 6. Politische Entscheidungen 1 6.2 Parlament und Regierung 
1 

LERNZIELBEREICH 
Kenntnisse 1 Fertigkeiten/ Begriffe/ 

Verhaltensdispositionen Fachsprache 
1 

' „„ inwieweit die Entscheidungen in Parlament und Regierung von 
der öffentlichen Meinung, vom Ein:fluß der 1 nteressengruppen 

Gewaltenteilung 

und von sachlichen Gagebenheiten 'abhängen. Gewaltankonzen-
1 tration 

„. daß es zwischen Regierungsfraktio~. Regierung und Ministerial- Lobbyismus 
behörden mannigfache Verflechtungen gibt. wodurch die Hearing 
klassische Gewaltenteilung durchbrochen wird. Kanzlerdemokratie 

' 
„. daß die Mehrzahl der Gesetzesiniti~tiven von der Regierung Ministerialbürokratie 

ausgeht. 1 

' 
' Konstruktives 

„. daß außer den Gesetzesinitiatoren, :den Fraktionen des Bundes- Mißtrauensvotum 
tages und dem Bundesrat die Interessenverbände bei der Ent- Staatsoberhaupt 
stehung eines Gesetzes mitwirken. : Repräsentation 

1 Deputation 
1 

„. daß der umständlich und langwierig erscheinende Gesetz- Parlamentsausschuß 
gebungsgang die Mitwirkung der B~troffenen über ihre Inter-
essenvertretungen ermöglicht. 1 Koalition 

1 
1 

„. daß der Bundeskanzler die Richtli~ien der Politik bestimmt Fraktion 
' 

„ . daß die starke Stellung des Bundes~anzlers auch die Möglich- Vermittlu ngsaus-
keit einer Abberufung erforderlich ;gemacht hat. schuß 

1 

„. daß durch Übernahme neuer Aufg~ben durch den Staat die 
politische Herrschaft zunimmt. 

' 

Zeitbedarf Schulart/-stufe/Beruf Klasse/Kurs 6 

Berufsschule GKD (POL) .2 

LERNORGANISATION 
Literatur/Medien Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren 

Lital'lltur: Thamenvonchliiga: 
Steffani, W. (Hrsg.): Parlamen-
tarismus ohne Transparenz, Die Rolle der 1 nteressenverbände bei der Gesetzgebung 
Westdeutscher. Verlag. 1971 

Gefahren durch Ämterhäufung 
Löwenberg, G.: Der Parlamenta-
rismus im politischen System der Der Abgeordnete zwischen Fraktionszwang und Gewissens-
BRD, Wunderlich, 1969 entscheidung 

Troßmann, H. : Der deutsche Bun- Kanzlerdemokratie 
destag, 3. Aufl„ Neue Darmstädter 
1963 Regierungsinformationen als Wahlinformationen 

Winkler, H.-J.: Der Bundespräsi- Ist der Bundespräsident der „erste" Mann im Staat? 
dent, Westdeutscher, Verlag, 1972 

Vonderbeck, H.-J.: Der Bundesrat 
- ein Teil des Parlaments der BRD 
1969 

Naschold, F.: Organisation und 
Demokratie, Kohlhammer, 1969 

Hereht, M.: Reform des Bundes-
tages, Westdeutscher. Verlag, 1971 

„Düsseldorfer Verein" 
Arbeitsmaterial 14 Sammlungen 
5-01 bis 6-26 
Themenkreis Parlament und Re-
gierung als Ort legitimer politischer 

·Entscheidungen 

AVM 
Das neue Haus (staatl. Aufbau), 
FTZ 65, 11' 
Die Sitzung ist eröffnet (Ent-
stehung eines Gesetzes) 
FTZ 13, 36' 

27 



Fach/Lernbereich Themenbereich • Thema Zeitbedarf Schulart/-stufe/Beruf Klasse/Kurs 6 

Politik 6. Politische Entscheidungen 1 6.3 Funktion der Opposition Berufsschule GKD (POL) .3 

LERNZIELBEREICH LERNORGANISATION 
Richtung der Kenntnisse 1 Fertigkeiten/ Begriffe/ Literatur/Medien Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren Behandlung ' Verhaltensdispositionen Fachsprache 

1 

' 
Opposition als „. daß für einen demokratisch regien'n Staat das Bestehen einer Legalität Lltemur: Themerwonchlllge: 
notwendiger institutionell gesicherten Opposition eine Grundvoraussetzung Legimität Vogt, H.: Parlamentarische und 
Bestandteil der ist. 1 Fraktionszwang außerparlamentarische Opposition Oppositionsgruppen außerhalb des Parlaments ' Demokratie. 1 Westdeutscher ve·rreg, 1972 

„. daß ohne Opposition eine Kontroll~ der Regierung nicht ge- Fraktionsdisziplin Möglichkeiten der parlamentarischen Opposition 
währleistet ist. 1 Steffani, W.: Parlamentarismus 

' ohne Transparenz, Westdeutscher Darf es in der Demokratie eine Allparteienregierung geben? 1 

„. daß es ein legitimes Anliegen einer ,Opposition ist, die Regie- Kontrolle Verlag, 1971 
rungsgewalt anzustreben. 1 

'· AVM ' „. daß außerparlamentarische Opposition an Bedeutung gewinnt, Destruktion Carlo Schmid : Die Rolle der 
wenn die parlamentarische Opposition schwach ist. Opposition in der Demokratie, 

' TB 233, 12' ' 
' 
1 . 
' ' ' ' 1 
1 

' 

1 
1 
1 

' 1 
1 
1 

' ' 1 
1 
1 
1 
1 

' ' 
' 2B 
' ' ' 1 
1 



Fach/Lernbereich Themenbereich • The'!'a 

Politik 

Richtung der 
Behandlung 

Gegenseitige 
Kontrolle der 
Verfassungs-
organe. 

Kommunale 
Selbstverwal-
tung und Län-
derhoheit als 
Gegengewicht 
zur Bundes-
kompetenz. 

' 6.4 Selbstverwaltung, 6. Politische Entscheidungen 1 

1 

LERNZIELBEREICH 
' Fertigkeiten/ Kenntnisse ' Verhaltensdispositionen 

... daß jeder Staat Macht als wesentli'chen Faktor besitzen und 
daß in einem demokratischen Sta~t die Macht auf verschiedene 
Träger verteilt werden muß. 1 

1 
1 

. .. daß Machtkonzentration zum Mi~brauch verleiten kann. 

... daß die Verteilung von Macht und Herrschaft die· Kontrolle 
erleichtert und Mißbrauch erschw~rt. 

1 

... daß eine pluralistische Gesellschattdurch eine Vielzahl von 
politischen Machtträgern, politischen Parteien, 1 nteressengrup-
pen, der öffentlichen Meinung und politischen Ideen gekenn-
zeichnet ist. ' 

... daß durch divergierende lnteresse~richtungen eine gegenseitige 
Kontrolle stattfinden kann. 

... daß die Selbstverwaltung der Gertjeinden demokratische Mit-
wirkung und Kontrolle im überschaubaren Rahmen ermöglicht. 

1 
1 

... daß die Macht der Verwaltung sc~wer kontrollierbar ist. 

1 
1 

' 1 

' 
1 

1 

' 1 

Föderalismus, Pluralismus 

Begriffe/ 
Fachsprache 

Macht 
Herrschaft 

Verwaltungsapparat 

Legitimität 
Zentralismus 

kommunale 
Sei bstverwaltu ng 

Antagonismus 

Pluralismus 

Föderalismus 

Autonomie 

Länderhoheit 

Zeitbedarf Schulart/-stufe/Beruf Klasse/Kurs 6 

Berufsschule GKD (POL) .4 

LERNORGANISATION 
Literatur/Medien 

Literatur: 
Steffani, W. : Parlamentarismus 
ohne Transparenz, Westdeutscher. 
Verlag, 1971 

Grosser, D.: Konzentration ohne 
Kontrolle. 2. Aufl. Westdeutscher. 
Verlag, 1972 

Großmann, H.: (Hrsg.) Bürger-
initiativen - Schritte zur Ver-
änderung, 1971 

König, R.: Grundformen der 
Gesellschaft: Die Gemeinde, 
Rowohlt, 1958 

AVM 
Der Bundesrat, 
FTZ 91, 30' 

Ergänzende Arbei1Sh inweise/U nterrichtsverfahren 

- Themermmchllge: 

Die Kontrollmöglichkeiten beim Notstand 

Die verwaltete Gesellschaft 

Bundesrat zwischen Kontrolle und Opposition 

Selbstverwaltung, eine demokratische Spielerei oder politische 
Notwendigkeit 7 

Neugliederung des Bundesgebietes. Eine Notwendigkeit? 

29 
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Fach/Lernbereich Themenbereich • The'!'a Zeitbedarf Schulart/-stufe/Beruf Klasse/Kurs 7 

' 
Politik 7. Recht und Politik 1 7.1 Recht el1 Ordnungsfaktor 1 Berufsschule GKD (POL) .1 

LERNZIELBEREICH LERNORGANISATION 
Richtung der Kenntnisse , Fertigkeiten/ Begriffe/ Uteratur/Medien Ergänzende Arbei1Sh inweise/U nterrichtsverfahren Behandlung ' Verhaltensdispositionen Fachsprache 

1 

Recht regelt „. daß die Kenntnis und Einhaltung d~s RechteS Voraussetzung Rechtsperson Literatur: Themenvonchlllae: 
gesellschaftliche für das Funktionieren der Demokratie ist. juristische und BGB, StGB, 
Prozesse. 1 natürt iche Person Naturrecht und geschriebenes _Recht 1 „. daß zur Durchsetzung von Recht und Gesetz Macht erforderlich Jugendgerichtsgesetz 
Es kann sie ist. : öffentliches Recht Wochenschau, 22. Jg. Jun/71, Elterliche Fürsorge und elterliche Gewalt 
behindern oder 1 

fördern. „. daß das positive Recht ein Instrument der Herrsch.aftsausübung Strafrecht Ausg. U, Nr. 10, 21. Jg. Jul/70 
Wird der Jugendliche durch das Jugendrecht bevormundet Ausg. 0, Nr. 11/12 und das Ergebnis politischer Kräfte~erhältnisse ist. Wochenschau-Verlag, Schwalbach oder bevorzugt? Rechtsnormen 1 Privatrecht 

sind für das „. daß die Gesetzgebung als Regelung :des gesellschaftlichen Lebens Recht und Gesellschaft „Politische Auseinandersetzung als Kampf um den Gesetz· Zusemmenleben häufig hinterder Gesellschaft zurüdkbleibt und der Bürger mit· Verwaltungsrecht Zeitschrift f. Rechtskunde, geber". unerläßlich. wirken muß, den Abstand so klein wie möglich zu halten. 1. Jg. ab 1971, Beck-Verlag 
' ordentliche und 

„. daß Recht als Mittel zur Entwicklu~g und Regulierung gesell- freiwillige 1 nformation zur politischen 
schaftlicher Prozesse notwendig ist~ Gerichtsbarkeit Bildung 152/72 

' Bundeszentrale 
„. daß Recht historisch entwickelt un~ bedingt ist. Gewohnheitsrecht Aus Politik und Zeitgeschichte 

1 (Beilage) 38/71 
„. daß die Diskussion der jeweils anliegenden Gesetzentwürfe positives Recht 

Domcke, H.: Die Rechtsordnung, aktive Beteiligung der Bürger erforqert. „Richterrecht" 
Olzog-Verlag, 1965 1 

„. daß eine Spannung zwischen Freih~it und Ordnung besteht. Staff, 1.: Rechtskunde für junge 
' Menschen, Diesterweg, 1970 

„. daß Unsicherheit und Unerfahrenh$it nicht dazu führen dürfen, Perl/Pösch/Klein: Rechtslehre auf sein Recht zu verzichten. 1 
1 für Berufsfachschulen, Gehlen, 
1 6. Aufl. „. daß Rechtsauskunft und -beratung ~urch öffentliche Beratungs-

stellen der Verbände und Kammern sowie durch Rechtsanwälte Bender, G.: Probleme des Rechts-
eingeholt werden können (teilweis~ kostenlos). denkens, Diesterweg, 1969 

AVM 
Tb 196, Vor dem Jugendrichter, 
31' 
TbX 259, Der Fall Schlimm 
(Jugendgericht), 19' 
Medienpaket: Zivilrecht 
Tb 329, Der hat gesessen, 23' 
FT 1555, Kinder als Zeugen 
(Jugendschutz-Kammer), 25' 
Tb 390, Die Scheidung, 14' 

1 Tb 148, Das Testament, 13' 1 
1 Tb 131, Die Adoption, 18' 
' 
' 30 
' 1 
1 
1 
1 



-Fach/Lernbereich Themenbereich • Thema Zeitbedarf 

' Politik 1. Recht und Politik 1 7.2 Verfassung und Grundg-tz 

Richtung der 
Behandlung 

flacht als pol i-
tische Kategorie 

Die Verfassung 
schützt den 
Bürger vor Will-
kür und legt die 
Ordnungsgrund-
lage für unser 
StaatsWesen. 

Der Bestand 
unserer demo-
kratischen 
rechts- und so· 
zialstaatlichen 
Ordnung hängt 
vom Rechts-
und Verant· 
wortungsbe-
wußtsein aller 
Bürger für die 
GllSellschaft ab. 

1 

LERNZIELBEREICH 
Kenntnisse , Fertigkeiten/ 

' Verhaltensdispositionen 

' ... daß die Rechtssprechung die 3. G~walt im Staate darstellt. 

... daß das Prinzip der Rechtsstaatlic~keit mit dem der Sozial· 
Staatlichkeit in Konflikte geraten kann. 

1 

' ... daß unsere Grundrechte aus den allgemeinen Menschenrechten 
abgeleitet sind. ' 

... daß die Grundrechte alle „Gewalten" binden. 
1 

' .. . daß alle Bürger darüber wachen müssen, daß die Verfassung 
und die Grundrachte nicht verletz~ werden dürfen. 

Begriffe/ 
Fachsprache 

Menschenwürde 

UN-Charta 
Freiheitsrechte 

Gleichheitsrechte 

soziale Grundrechte 

Unverletzlichkeits-
rechte 

Bürgerrechte 

Notstandsrecht 

Legalität 

Legitimität 

Bundesverfassungs-
gericht 

Asylrecht 

Rechtsstaatlichkeit 

Sozialstaatlichkeit 

Europäische 
Sozialcharta 

Literatur/Medien 

Literatur: 
GG, Menschenrechtskonvention 
Bu ndesverfassu ngsgerich tsgesetz 

Information zur politischen 
Bildung 153/73 
Bundeszentrale 
Wochenschau, 21. Jg., Jul/70 
Ausg. 0 Nr. 11 /12, 
Wochenschau· Verleg 

Heyde, W.: Die Rechtspflege 
in der BRD, Bundeszentrale 
79/1969 
Binder, G.: Grundwissen 
Grundgesetz, Stuttgart 1974 

AVM 
FT 587 Alle Menschen sind vor 
dem Gesetz gleich, 14' 
TB 56 u. TbX 43 
Die Freiheit der Person ist 
unverletzlich, 29' 

Schulart/ ·stufe/Beruf Klasse/Kurs 

Berufsschule GKD (POL) 

LERNORGANISATION 

Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren 

Themenvorschläge: 

Garantieren die Grundrechte allein Freiheit. Gleichheit und 
Gerechtigkeit 7 

Verfassungsnorm - Verfassungswirklichkeit 

7 

.2 

31 



Fach/Lernbereich Themenbereich • The'!1a Zeitbedarf Schulart/-stufe/Beruf Klaue/Kurs 7 

Politik 7. Recht und Politik ; 7.3 Gerechtigkeit und 
Berufsschule GKD (POL) .3 

1 Rechtssicherheit 

LERNZIELBEREICH LERNORGANISATION 
Richtung der Kenntnisse 1 Fertigkeiten/ Begriffe/ Literatur /Medien Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren Behandlung ' Verhaltensdispositionen Fachsprache 

1 

' Unterschied· ... daß eine „Reglementierung" unseres Lebens eus Gründen der Rechtssicherheit Litermtur: Thamenvo1'9Chllge: 
liehe Auffes- Rechtssicherheit notwendig ist. : BGB, StGB, ZPO, StPO, 
sungen über 1 Strafe - Schuld Gerichtsverfessungsgesetz Strafe und Resozialisierung 
Gerechtigkeit ... daß zuviel gesetzliche Regalunge~ und Gesetzesänderungen 
als Ausdruck einerseits dem Grundsatz der Rec~tssicherhait schaden, anderer- Fahrlässigkeit Recht und Gesellschaft. „Im Zweifelsfalle für dan Angeklagten" 
unterschied- seiu das gesellschaftliche Laben in seiner hohen Komplexität Zeitschrift f. Rechtskunda, 
llcher Wertvor- immer mehr Rechtsnormen ändarit und neu schafft, mit denen Vorsatz 1. Jg. ab 1971, Back-Verlag Ursachen der Jugendkriminalität 
Stellungen in sich der Mensch auseinandersetzen muß. Sozialisation 
der Gesellschaft ' Wirtschaft und Recht Faktoren, die zu Jugendkriminalität führen können 1 

... daß das Recht überholte Varhältn:isse nicht stabilisieren soll. Rasoziallsation (Beilage GE~) 8/1970 
' 

... daß Gerechtigkeit eine ForderunQ darstellt, die kaum erreicht Jugendrecht Mickel, W.: Recht und Gerechtig-
werden kann, aber die Rechtsprechung sich darum bemühen keit (Taxte), Hirschgraben 1965 
muß. ' Strafvollzug 

1 Hayda, W.: Oie Rechtspflege in 
... daß die Gleichheit vor dem Gesetz (formell gewährleistet ist, Jugendstrafvollzug dar BR 0, Bundeszentrale 79/1969 

in dar Praxis dar Rechtsprechung ~bar nicht immer erreicht 
werden kann. 1 Befangenheit 

1 AVM: ' ... daß auch dar Staat dam gleichen Recht wie seine Bürger Geschäftsfähigkeit FTZ 87, Die Geschworenen, 116' 
unterliegt (Ausnahmen). : Tb 110 Nach bestem Wissen und 1 Dei iktsfäh igkeit 

1 Gewissen (Schöffen), 31' ... daß das Jugendstrafrecht und der .Jugendstrafvollzug in be-
sonderem Maße den Auftrag zur <:Re-)Sozialisierung haben. Mündigkeit FT 483, Im Namen des Volkes 

' (Schöffengericht), 25' 
... daß die hohen Rückfallquoten zur Entwicklung von Alter· Rechtsbeistand FT 1603, Weg in die Freiheit 

nativen im Strafvollzug zwingen. : 
1 Kriminalität Medienpaket: „Zivilrecht" 

... daß die Gesellschaft die soziale ur)d politische Aufgabe hat, 
Straftaten zu verhindern. ' Schweigepflicht FTX 25, lncidant 

1 
1 Tb/CTb 288, Dar hat gasassan 

... daß Ursachen von Kriminalität erkennen und ihre vorbeugende Bewährungshelfer TV-Reihe: Wir und die anderen 
Bekämpfung unterstützen. : 

' FT You are no good ... ' 1 

' ' ' 1 
1 
1 

' 1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 

' 
' 32 
' 1 

' 1 

' 



Fach/Lernbereich Themenbereich ' Thema 

Politik 

Richtung der 
Behandlung 

Rationale 
Orientierung 
In der Gesell-
schaft erfordert 
die Hinterfr• 
gung von Ideo-
logien. 

Ideologie als 
Mittel zum Auf-
bau und zum 
Abbau von 
Herrschaft. 

' 8. Politische Leitbilder und Theorien 1 8.1 Ideologie und Wirklichkeit 
1 

LERNZIELBEREICH 
, Fertigkeiten/ Kenntnisse ' Verhaltensdispositionen 
1 

' „. daß das Verhalten der Eigengruppe wie das von Fremdgruppen 
wesentlich von Ideologien bestimmt ist. 

1 
„. kritische Distanz zu seiner eigenen1 ideologischen Situation 

gewinnen. 1 

' 1 

„. daß hinter einer Ideologie Herrsch~ftsansprüche bestimmter 
Gruppen stehen, die infrage gestel\t werden müssen. 

1 

„. ob sich bei dem Versuch, Herrsch~tt abzubauen, neue Herr-
schaft aufbaut. 

„. daß die jeweils herrschenden Gruppen ihre Ideologien allen 
Mitgliedern einer Gesellschaft als Wahrheit darstellen. 

1 

.„ daß sich bei der Lösung politischet Konflikte auch hinter 
Sachlichkeit und angeblichem Ver!dcht auf Wertvorstellungen 
und Normen Ideologien verbergem 

1 
1 

„. daß alle Ideen in der Geschichte sich gegenseitig beeinflußt 
haben, und Elemente von ihnen in: den jeweiligen Denkrich-
tungen zu finden sind. 1 • 

' 1 
1 
1 
1 

' 1 
1 
1 
1 

1 

Begriffe/ 
Fachsprache 

Ideologie 
Ideologiekritik 
Norm 
We rtvo rste II u ng 
Fremdbestimmung 

reaktionär 
revolutionär 

radikal 
konservativ 
Weltanschauung 
Utopie 
Aufklärung 
Ideale 

1 

Zeitbedarf 

Literatur/Medien 

Litenitur: 
Nigel, H. : Die Ideologie in der 
Gesellschaft, C.H. Beck Verlag, 
1970. 

Drechsel u.a.: Gesellschaft und 
Staat. Lexikon der Politik, 
Signal-Verlag 

AVM: 
Der Sack? 
Abraham (Ein Versuch) 
FT 153 

Schulart/ ·stufe/Beruf Klasse/Kurs 8 

Berufsschule GKD (POL) .1 

LERNORGANISATION 
Ergänzende Arbei11h inweise/U nterrichtsverfahren 

Themenvonchliige: 

Ideologie auf Wahlplakaten 

Wertneutrale Fachleute? 

1 33 



Fach/Lernbereich Themenbereich ' Thema 

Politik 

Richtung der 
Behandlung 

Einfluß konser-
vativer Ideen 
auf die politi· 
sehe Wirklich· 
keit. 

' 
8. Politische Leitbilder und Theorien : 8.2 Konservative Ideen 

LERNZIELBEREICH 
Kenntnisse ' Fertigkeiten/ 

' Verhaltensdispositionen 

„. daß die Furcht vor Unbekanntem 'und soziale Angst ein 
Festhalten an Ordnungs- und Wiederholungstendenzen bewirkt. 

1 
1 

„. daß zu den Grundlagen des Konservatismus die Besinnung auf 
den Urbestand menschlicher Über)ieferung gehört wie Familie, 
Sprache und Heimat. ·, 

„. daß Ordnu'ng, Autorität und Disziplin Bestandteile konserva-
tiver Grundhaltung sind. 

' „. daß der Mensch als ein von Natur begrenztes und ·unvollkom-
menes Wesen anzusehen ist, dem eindung und Halt in lnstitu· 
tionen gegeben werden muß. ' 

„. daß der Mensch zu schützen ist vor einer totalen Bürokratie 
und der Zerstörungskraft modern~r Gesellschaften. 

1 

„. daß der Konservatismus häufig als' ein Aufrechterhalten von 
Privilegien betrachtet wird. : 

1 
1 

„. daß Veränderungen die Kontinuität der Gesamtentwicklung 
nicht aufheben dürfen. ' 

„. daß eine konservative Grundhaltu~g Bewährtes bewahren will 
und überzogene Veränderungen a*lehnt. 

Begriffe/ 
Fachsprache 

Tradition 
Moral 
Ordnung 
Opfer 
Revolution 
Honor1tlonn 
Privilegien 

Zeitbedarf 

Literatur/Medien 

Literatur: 
Hättich, M.: Individuum und 
Gesellschaft im Konservatismus, 
1971 

Kaltenbrunner, G.H.: (Hrsg.) 
Rekonstruktion des Konserva-
tismus, 1972 

Grebing, H.: Konservative gegen 
die Demokratie. Konservative 
Kritik an der Demokratie in der 
Bundesrepublik, 1971 

Greifenhagen, M.: Das Dilemma 
des Konservatismus in Deutsch· 
land, 1971 

Aus Politik und Zeitgeschichte 
Nr. 42/1974 
Nr. 4/1974 
Nr. 30/1970 

AVM: 
Landesbildstelle 

Schulart/-stufe/Beruf Klasse/Kurs 8 

Berufsschule GKD (POL) .2 

LERNORGANISATION 
,, Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren 

Themenvonchliige: 

Die Familie als Bewahrerin von Sitte und Ordnung. 

Sind 1 nstitutionen immer konservativ? 

Ist Herrschaft immer konservativ? 

34 



Fach/Lernbereich Themenbereich • Thema Zeitbedarf Schulart/ ·stufe/Beruf Klasse/Kurs 8 

' 
Politik 8. Politische Leitbilder und Theorien : 8.3 Liberale Ideen Berufsschule GKD (POL) .3 

LERNZIELBEREICH LERNORGANISATION 
Richtung der Kenntnisse 1 Fertigkeiten/ Begriffe/ Literatur /Medien Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren Behandlung ' Verhaltensdispositionen Fachsprache 

1 

' 
Einfluß libera- „. daß der sich selbst regulierende uni:! zur Harmonie führende Kapitalismus Lit1r1tur: Themenvonchliip: 
ler Ideen auf freie Wettbewerb der Meinungen als das Grundprinzip des Kühnl, fl.: Formen bürgerlicher 
die politische Liberalismus gelten kann, das sow9hl in politischen als auch Herrschaft, rororo aktuell 1342, Grenzen zwischen Recht auf Eigentum und dessen Nutzuna 
Wirklichkeit in wirtschaftlichen und religiösen Bereichen seinen Nieder- Wirtschaftsliberal is- 1971 zum Wohle der Allgemeinheit 

schlag gefunden hat. 1 mus ' 1 Flechtheim, 0. : Dokumente zur Arm und reich als Folge von uneingeechränktem wiruchaft-
„. daß sich aus dem liberalen Gedankiengut die Gewaltenteilung industrielle parteipolitischen Entwicklung in liehen Liberalismus 

sowie die Bürger- und die Mensche;nrechte entwickelten. Revolution Deutschland seit 1946, 
1 Berlin 1963 Kompromiß zwischen Liberalismus und Sozialismus in 

„. daß nach den Vorstellungen des L(beralismus das Individuum soziale Frage Wirtschaft und Gesellschaft - ein Widerspruch? 
die Grenzen der persönlichen Freiheit nur in den gleichen 
Grundrechten der anderen Menschen find!lt. Freiheit - soziale Sicherheit 

1 
1 „. daß die Struktur unseres Staates und auch die Programme der 

im Bundestag vertretenen Parteien: wesentlich von liberalen 
Ideen beeinflußt sind. 1 

1 

' 
„ . daß der Liberalismus in der Wirtschaft die Chancengleichheit 

beeinträchtigen und dadurch wirtsChaftlich schwache Gruppen 
in ihrer Entfaltung behindern kanr). 

' „. daß durch die Überschätzung des ~reien Spiels der Kräfte und 
der Rechtsgarentien Entwicklungen eintraten, die zur 
Sicherung der Freiheit das Eingreifen des Staates erforderlich 
machten. 1 

1 
1 
1 

' 
1 

' 1 
1 

1 

' ' 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 36 ' 1 
1 
1 
1 
1 
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Politik 8. Politische Leitbilder und Theorien : 8.4 Sozial i1ti1che Ideen Berufsschule GKD (POL) .4 
~ 

LERNZIEL'BEREICH LERNORGANISATION 
Richtung der Kenntnisse 1 Pertigkeiten/ Begriffe/ Literatur /Medien EIJlnnnde Arbeltlhinwei•/":' nt9rrichtft9ffehren Behandlung Verhaltensdispositionen Fachsprache 

1 

Einfluß sozia- „. daß die Ziele des Sozialismus folgende Punkte umfassen: Marxismus Literatur: Themenvorschläge: 
listischer 1 deen - Schaffung einer Gasellschafustruktur mit beschränktem Kommunismus Glotz, P.: Demokratischer 
auf die politi- oder ohne privates Eigentum a~ den Produktionsmitteln Maoismus Sozialismus, in: Politik und Widersprüche des Marxismus 
sehe Wirklich- und damit Überwindung des K~pitalismus Revolution Zeitgeschichte, 23/1973 
keit. - den Arbeitnehmer wirtschaftli~h und politisch abzusichern Evolution Sozialisierung oder Privateigentum an Produktionsmitteln? 

Hoffacker, H.: Theorien des 
„. daß es unterschiedliche Richtungen gibt, die sich in Ziel und Konvergenztheorie Sozialismus, Diesterwag, 1973 Lösungsvorschläge zur Erreichung der Ziele das Sozialismus 

Methode unterscheiden. 
1 
1 soziale Frage Flechtheim, 0.: Dokumente zur Diktatur des Proletariats 

„. daß zwei Hauptrichtungen entstarjden sind: parteipolitischen Entwicklung in 

- der revolutionäre Sozialismus, der das Ziel der Abschaffung Proletariat Deutschland seit 1945, Demokratischer Sozialismus 
Berlin 1963 des privaten Eigentums an den Produktionsmitteln mit Ist der Kommunismus eine Gefahr für die Bundesrepublik 

revolutionären Mitteln erreicher will, Aus Politik und Zeitgeschichte Deutschland? 
- der demokratische Sozialismus~ der das Privateigentum an Nr. 28/1966 

den Produktionsmitteln nicht ganz einschränken will, Wörterbuch der marxistisch-
sondern den Kapitalismus nur ~orrigieren und den Arbeit- leninistischen Soziologie, 
nehmer in die neue Gesellschaft integrieren will, wobei er 
sich als Methode der parlamentarischen Mehrheit bedienen 

Westdeutscher Verlag, Opladen, 

will, 1 Drechsel u;a;: Lexikon der 
1 
1 Politik,, Signal-Verlag 

„ . daß es Auffassungen gibt, die den ~ozialismus als Übergangs-
form zur Verwirklichung des Kommunismus betrachten. 

1 
1 
1 
1 
1 
1 

' 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 

: 
1 

' 
1 

' 1 

' 1 
1 
1 
1 
1 
1 

' 36 
1 
1 
1 
1 
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Fach/Lernbereich Themenbereich ' Thema 

Politik 

Richtung der 
Behandlung 

Radikalismus, 
Extremismus 
und die 
Verteidigung 
der Demokra-
tie. 

' 8. Politische Leitbilder und Theorien 1 8.5 Extremistische Ideen 1 

LERNZIELBEREICH 
, Fertigkeiten/ Kenntnisse ' Verhaltensdispositionen 

' 
.„ daß es zum Selbstverständnis der Demokratie gehört, sich gegen 

Extremilmus von rechts und links ~ntschlossen zu verteidigen. 
„. daß extrem in der Handlung politi~cher Praxis ist, was nicht 

durch die Verfassung gedeckt ist. : 
.„ daß die herrschenden Gruppen, die ihre Politik mit dem Gemein-

wohl identifizieren, in ihren politi~chen Gegnern, die einen 
anderen Staat und eine andere Gesellschaft gestalten wollen, 
Extremisten sehen. : 

„. daß Extremisten ohne Rücksicht auf die Verfassung die 
Gesellschaft und den Charakter ihrer Herrschaft verändern 
wollen. 

„. daß es seit der demokratisch-pluralistischen Ordnung von 
Weimar einen Extremismus von re~hts gibt, der die pluralistische 
Machtverteilung zugunsten einer h'erarchisch-autoritären Herr-
schaftsform rückgängig machen will. 

1 

„. daß die Verteidigung der Prinzipien der bestehenden Ordnung 
durch die staatstraganden Grupper) nicht immer Maßstab für 
die Qualität dieser Ordnung ist (3. ;Reich usw.1 . 

. „ Radikalismus - wie die Geschicht~ lehrt - nicht von vorn-
herein schlecht ist, daß es im Gegenteil die politische Funktion 
des Radikalismus ist, das bestehen~• System kritisch in Frage 
zu stallen. 

„. daß Radikalismus aber zwangsläuf~g immer ein monokausales 
Denken zugrunde liegt. : 

„. daß bei Radikalen, Extremisten u~d Ideologen stets die Werte, 
Ziele und Methoden genau geprüft1 werden müssen, mit denen 
sie antraten. ' 

„. daß Feinde der demokratisch-pluralistischen Grundordnung 
zu erkennen sind in ihrem antide~okratischen extremen Ver-
hältnis zu den Verfassungsgrundsä~zen und 

„. daß die Extremisten unsere freiheitlich-soziale Demokratie 
und rechtsstaatliche Grundordnung bekämpfen und sie ggf. 
mit Gewalt absch&ffen wollen. 

Begriffe/ 
Fachsprache 

Radikale 
Extremisten 
her_rschende Gruppe 
Monarchie 
Demokratie 
Pluralismus 
autoritär 
freiheitlich 
staatstragend 
ständisch 
Grundordnung 
Verfassungs-
gru ndsätze 
Linke -
Rechte 

Zeitbedarf 

Literatur/Medien 

Litemur: 
Nolte, E.: Die faschistische 
Weltgeschichte des 20. Jahrh„ 
Bd.4 

Broszat, M.: Dar Staat Hitlers, 
dtv-Weltgeschichte des 20. Jahr-
hunderts, Bd. 9 

Mann, Golo: Geschichte des 19. 
und 20. Jahrhunderts 

Schulart/-stufe/Beruf Klasse/Kurs 

Berufsschule GKD (POL) 

LERNORGANISATIO.-. 
Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren 

Themenvonchliige: 

Untersuchen und diskutieren von Plakaten verschiedener 
Richtungen; 

8 

.5 

Untersuchung der Programme extremistischer Gruppen unter 
bestimmten Fragestellungen und Vergleiche mit den Program-
men demokratischer Parteien; 
Aufzählen der Gruppen der extremen Linken und Versuch 
der Darstellung ihrer Agitation. 

37 
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Fach/Lernbereich Themenbereich • Thema Zeitbedarf Schulart/-stufe/Beruf Klasse/Kurs 8 

Politik 8. Politische Leitbilder und Theorien : 8.5 Extremistische Ideen 8erufsschu le GKD (POL) .6 
1 

LERNZIELBEREICH LERNORGANISATION 
Richtung der Kenntnisse 1 Fertigkeiten/ Begriffe/ Literatur/Medien irp1•• AtiJeltlhlnweiM/Um.rrichbVerhhren Behandlung Verhaltensdispositionen Fachsprache 

1 

' Einfluß natio- .„ daß der Nationalsozialismus als rec;htsextremistische und anti- Nationalsozialismus Literatur: Warum werden „Lendserhefte" und andere Schriften, die die 
nelsozialisti- demokratische Gegenbewegung gegen die freiheitlich demokra- Faschismus Glaser, Hermann: Das Dritte NS-Vergangenheit und die Gewalt verherrlichen, angepriesen 
sctier und an- tische Ordnung in der Weimarer R~publik entstand. Rassismus Reich, Herderband 92 und verkauft? 
derer extre- „. daß der Nationalsozialismus erfolg~eich sein konnte, weil Euthanasie Jäger, Wolfgang: Ziele und Praxis 
mistischer Obrigkeitsglaube, Untertanengeist pnd autoritäre Denkweise Chauvinismus des Nationalsozialismus, Verlag Die Sprache des Nationalsozialismus (Textanalyse); 
Ideen auf die vorherrschten. ' für Literatur und Zeitgeschichte, politische ' Ideologien Heft6 Sind Militärregime zu rechtfertigen? 
Wirkl ichkelt. „. daß die nationalsozialistische Herr~haftsform gekennzeichnet Antisemitismus 

war durch 1 faschistoid Fast, J.: Hitler (1973) NPD - eine nationalsozialistische Partai7 
' Autarkie - Bekämpfen von parlamentarischer Demokratie und Gewal- Kühnl: Deutschland zwischen 

tenteilung, : Militarismus Demokratie und Faschismus 
- militante Machtdemonstrationeh, Einschüchterungen und Mythos 

Sontheimer, K.: Der Überdruß 
Gewaltmaßnahmen, : Mau.Sekte 

- Verherrlichung von Führerprinz;ip, totaler Gefolgschaftstreue der Demokratie, Köln, 1970 

und hierarchischer Ordnung, 1 Dorn, Wolfram: NPD - Neuer 
- Straben nach wirtschaftlicher Urabhängigkeit, Anfang eines furchtbaren Endes? 
- Identifikation von NSDAP und Staat, Köln, 1969 
- eine NS-Ideologie, die JudenverJolgung, Rassismus und totalitär Weiss v., Andreas: Die neue Linke, Diskussion über die Marxistische Vorstellung des Ablaufs der imperialistische Ausdehnungsp~litik zum Ziel hatte. SRP Boppard, 1969 Geschichte; 

.„ woran man faschistoide Ideen erka:Onen kann. NPD Horchern, Hans Josef: Extremisten 
„. daß es rechuaxtremistischa Gruppierungen bis heute gibt und 

Parteienverbot in einer selbstbewußten Demokra- Diskussion über Selbstkritik und Unterwerfung auch unter 
diese Zuspruch erfahren, wenn wir~haftliche und/oder 

Ideologie tie, Freiburg, 1975 sichtbar ungerechten Strafen von Anhängern des Kommunismus; 
Kapitalismus 

politische Krisenstimmung unter der Bevölkerung herrschen. Sozialismus Winter, B.: Die Behandlung des mittelbare Stärkung rechtsextremer Organisationen durch ' ••. ?aß im wesentlichen Extremismus ~on links gekennzeichnet Kommunismus Kommunismus Im politischen gegenideologische Entwicklungen. 
ist durch , Arbeiterklasse Unterricht, Verlag Max Gehlen 

1 Evolution - seinen ideellen Ansetz (Franz. Rev.) Revolution AVM: 
- seine Durchsetzungsmethoden, : Massenbasis FTZ 93 - FTZ 95 
- seine Realitätsferne und seinen ~topismus, Maoismus Ursachen des Nationalsozialismus: 
- seinen absoluten Wahrheitsanspruch. Stalinismus Massenverführung durch Propa-' „. Grundzüge der kommunistischen Idee kennen und gegenwärtige Agitation ganda, 22 Min., Verwandlung und 
Gruppierungen. : Krise des Zeitalters, 20 Min., Zer-

' Doppeldeutigkeit störung der Republik, 27 Min. 
.„ daß Extremismus dazu herausfordern kann, den eigenen politi- der Begriffe: FTZ 68 Mein Kampf sehen Standort kritisch zu überprüfen. 

' - Demokratie FTZ 67, Der Schuttberg 
1 - Freiheit FTZ 92, Wer nicht für uns ist, ist 
1 - Recht gegen uns 1 

' Tb. 185, Ein Volk, ein Reich, ... 
' 1 Verfassungsschutzbericht des 
1 Bundesinnenministeriums 1 
1 (erscheint jährlich) 
' 1 

' 
' 38 
' 
' 1 
1 
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Fach/Lernbereich Themenbereich ' Thema Zeitbedarf Schulart/-stufe/Beruf Klasse/Kurs 9 

Politik 9. Nationale 1 nteressen und ' 9.1 Bundesrepublik Deutschland und 
internationale Politik 

1 Deutsche Demokratische Republil Berufsschule GKD (POL) .1 
'. 

LERNZIELBEREICH LERNORGANISATION 
Richtung der Kenntnisse 1 Fertigkeiten/ Begriffe/ Literatur /Medien Erglnzende Arbeitlhinweise/Unterrichtsverfahren Behandlung Verhaltensdispositionen Fachsprache 

1 

' Ursachen und „. daß das geteilte Deutschland eine :Folge des 2. Weltkrieges ist. Wiedervereinigung Literatur: Themenvorschläge: 
Folgen der ' Vogelsang, Th.: Das geteilte 
Teilung . „. daß das Verhältnis der beiden deu~schen Staaten u.a. durch das völkerrechtliche Deutschland, dtv 4011, 1966 Der Demokratiebegriff in der BRD und in der DDR 
Deutschlands. Eingebundensein in westliche bzw. östliche militärische und Anerkennung 

wirtschaftliche Bündnissysteme g~prägt wurde. Alleinvertretungs- Deuerlein, E.: (Hrsg.) Zwei deutsche Staaten in der UNO 
BRD und DDR 1 anspruch DDR, dtv 347, 1966 
als zwei salb- „. daß die wechselseitigen Beziehungen der beiden deutschen Status quo Eigentum in den beiden Gesellschaftsordnungen 
ständige Staa- Staaten auch heute noch.von den ;1nteressen der Großmächte Gesellschafts- Schwarze, H.W.: DDR heute, 
ten auf deut- entscheidend mitbestimmt werda11. ordnungen Kiepenheuer & Witsch, 1970 Konsequenzen aus dem Grundvertrag 
schem Boden. '· Ostverträge · ' 

„. daß eine Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten Grundvertrag Bundesminister für innere Beziehu11-
aufgrund ihrer unterschiedlichen Gesellschaftsordnungen und Deutsche Nation gen, Materialien zur Lage der 
der gefestigten Machtverhältnisse ~.Z. nicht denkbar erscheint. Arbeiterklasse Nation 1971, 

Berlin Materialien zur Lage der Nation 
„. daß die besondere staatsrechtlich~ Stellung Berlin zu einem 1972 

ständigen Konfliktherd macht. 1 
1 Zahlenspiegel BRD 1 
1 DDR (jeweils jüngste Ausgabe) 
1 
1 
1 Thomas, R.: Modell DDR 
1 

' Reihe Hauser 108 
1 
1 

' Grosser, A.: Geschichte 
1 Deutschlands seit 1946, 1 

' dtv 1007 
1 
1 
1 
1 
1 AVM: 
1 FT 520, Deutschland, 1947 - 49, 1 
1 16' 
1 
1 
1 
1 
1 

' ' . 1 

' ' 

' 
1 
1 
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Fach/Lemberelch Themenbereich • The'!'a 

Politik 

Richtung der 
Behandlung 

Notwendigkeit 
internationaler 
Zusammenarbei1 
zur VerbeSl8-
rung und Erhal· 
tung der L• 
banlbedingunge1 
aller Menschen. 

' 9. Nationale 1 nterassan und 
i nternationala Politik ; 9.2 Probleme der Dritten Welt 

LERNZIELBEREICH 
Kenntnisse Fertigkeiten/ 

Verhaltensdispositionen 

„ . daß ein starkes, ständig zunahmen~es wirtschaftliches Gefälle 
zwischen den Industrie- und Entw~cklungsländern bedrohlich ist. 

' „. daß Entwicklungsländer und Industrieländer wechselseitig 
abhängig sind. 

„. welche historischen und gesellsch~ftlichen Entwicklungen 
diesen Zustand veru mchen. 

„. aus welchen Motiven Entwicklungshilfe geleistet wird. 
' 

„. daß es Gruppen in den Geber· und Empfängerländern gibt, die 
aus der Entstehung und Erhaltung der Ungleichheit Nutzen 
ziehen. 

„. daß es notwendig ist, Chancengleichheit zwischen den Staaten 
anzustreben. ' 

' 
„. sich mit Einwänden gegen die Ent~icklungshilfe kritisch 

auseinanderzusetzen. 

Begriffe/ 
Fachsprache 

Bevölkerungs-
explosion 

Ernährungskrise 
Entwicklungspolitik 
Weltbank 
Neokolonialismus 
Nord-Süd-Gefälle 
Infrastruktur 
Humanität 

-
Zeitbedarf Schulart/-stufe/Beruf Klasse/Kurs 

Berufsschule GKD (POL) 

LERNORGANISATION 
Uteratur/Medien 

Literatur: 
Winkler, H . .J: Entwicklungshilfe„. 
Modellanalyse, Leska Verlag, 
1966 
Duve, F.: Der Rassenkrieg findet 
nicht statt, Econ Verlag, 1971 

Fohrbeck u.e.: Heile Welt und 
dritte Welt, l.eske Verlag, 1971 

El'lln_,. Arbei11hinweiH/Unterrlchtavemhren 

Themenvorschläge: 

Ist die Entwicklungshilfe eine Einmischung in die inneren 
Verhältnisse eines Landes? 

Entwicklungshilfe als Eigennutz? 

Ist die Bevölkerungsexplosion durch Geburtenkontrolle zu 
rageln7 

9 

.2 

Bundesminister für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit, 
Die entwicklungspolitische Kon· 
zeption der BRD 

Sind überhöhte Rohstoffpreise eine Antwort auf unzulängliche 
Entwicklungshilfe? 

Berger, W. (Hrsg.): Probleme der 
Entwicklungshilfe, Unterrichts· 
bogen 1/68 
Sparkasse in Bremen 
Friebal, H.-J.: Entwicklung als 
politische und sozioökonomische 
Aufgabe 
Modellanalyse, Leska Verlag, 1972 
Jahn, W. u.a.: Die Thematik 
„Dritte Welt/ Entwicklungs-
politik" in den Lehrplänen der 
BRD 

40 



Fach/Lernbereich Themenbereich • Thema Zeitbedarf 

Politik 9. Nationale Interessen und ; 9.3 Internationale Zusammenarbeit 

Richtung der 
Behandlung 

Politische und 
wirtschaftliche 
Zusammen-
schlüsse als Mitte 
zur Durchset· 
zung gemein-
samer 1 nte ressen 
und Möglichkei-
ten zur fiiad-
lichen Lösung 
von internatio-
nalen Konflik· 
ten. 

internationale Politik 1 

LERNZIELBEREICH 
, Fertigkeiten/ Kenntnisse ' Verhaltensdispositionen 

.•. daß die durch Übervölkerung, Rohstoff· und Energieverknappung 
und ungleiche Güterverteilung entStehenden Weltprobleme nur 
durch Kooperation human gelöst ~rden können. 

1 

••• daß staatliche Eigeninteressen imn)er wieder zu Konflikten 
führen und deshalb konfliktregelnde Verfahren auch zwischen 
Staaten nötig sind. ' 

' 
..• daß internationale Vereinbarunge~ und Organisationen trotz 

geringer Effektivität gefördert we~n müssen, weil sie heute 
d_ie einzige Möglichkeit zwischens~atlicher Konfliktregelungen 
~nd. , 

. •• daß der langsame Fortschritt in der EG aus der sehr unter· 
schiedlichen historischen Entwick~ung der Nationalstaaten 
zu erklären ist. 

..• daß die Einigung Europas auch aus sachlichen Gründen gefor· 
dertwird. 
- hoher lndustrialisierungsgrad 
- Energieabhängigkeit 
- Mobilität der Arbeiter 
- Umweltschutz 
- gemeinsame Verteidigung 

.•• politische und wirtSchaftliche Grupcilagen der osteuropäischen 
1 ntegration kennen. , 

' ' ' 

' 1 

' 1 

Begriffe/ 
Fachsprache 

Machtpolitik 
Entspannung 
Souveränität 
National ismus 
Vetorecht 
Neutralität 
Koexistenz 
UNO 
EG 
EFTA 
COMECON 
OECD 
Europaparlament 
Europarat 
EG-Koininlssion 
europäischer Ge-
richtshof 
Zollunion 
Steuerharmonisierung 
gemeinsamer Ar· 
beitsmarkt 
Verkehrspolitik 
Sozialpolitik 
Wettbewerbspolitik 
Industrie- und 
Energiepolitik 
Agrarpolitik 
Währungs- und 
Konjunkturpolitik 
Umweltschutz 
Regionalpolitik 
Kulturaustausch 

Literatur/Medien 

Literatur: 
Europäische Dokumentation, 
Presse- und Informationsdienst 
der EG 

Bundeszentrale für politische 
Bildung 
Europa zwischen Tradition und 
Fortschritt. Schriften Heft BO 

Informationen zur politischen 
Bildung Nr. 154 und 155 

Hartwich, Horn, Grosser, Scheff-
ler: Politik im 20. Jahrhundert, 
Westerrnann, 1974 

Schulart/-stufe/Beruf Klaue/Kurs 9 

Berufsschule GKD (POL) .3 

LERNORGANISATION 
Erglnzende Arbeltlh,nweise/U nterric:htlwerfahren 

Themenvorschläge: 

Einflußmöglichkeiten der UNO 

Wirtschaftliche, militärische und politische Blockbildungen 

Die EG als Wegbereiter der europäischen Einigung 

41 



• - --Fach/Lernbereich Themenbereich • Theipa Zeitbedarf Schulart/-stufe/Beruf Klasse/Kurs 9 

9. Nationale Interessen und ' Politik internationale Politik : 9 .4 Frieden11icherung Berufsschule GKD !POL) .4 

LERNZIELBEREICH LERNORGANISATION 
Richtung der Kenntnisse Fertigkeiten/ Begriffe/ Literatur/Medien . Ergänzende Arbeitshinweise/Unterrichtsverfahren Behandlung Verhaltensdispositionen Fachsprache 

1 

' 
Problematik der ' Literatur: Themenvorschläge: 

' militärischen „. daß internationale Konflikte meistens auf Interessengegensätzen Friedenspolitik Wehrrecht, dtv 6012, 1973 
Verteidigung beruhen, deren Ursache religiöser, :ideologischer, nationaler, Sicherheitspolitik Soldat der Bundeswehr oder Kriegsdienstverweigerer - eine 
und Chancen wirtschaftlicher oder rassischer Art sein können. Gewalt Obermann, E. (Hrsg.): Verteidi· Gewissensentscheidung. 
der nichtmilitä- 1 Streitkräfte gung, Handb. Stuttg. Verlagskon-' rischen Frie- .„ daß militärische Verteidigung heute fragwürdig ist, weil Bevöl- Gleichgewicht des tor, 1970 Zivildienst als Friedensdienst 
denssicherung. kerung und Sachwerte gegen moderne Angriffswaffen nicht Schreckens 

geschützt werden können. ' Wehrpflicht Vilmar, F. : Rüstung und Ab· Probleme der Abrüstung 
' 
1 Kriegsd ienstver- rüstung, rororo 6797, 1973 

Politische Strategien zur Kriegsverhinderung, und deren weigerer Die Friedens- und Konfliktforschung 
Schwierigkeiten kennen Gewissen Liepmann, H. (Hrsg.): Kriegs-

Pazifismus dienstverweigerung. rorord 886 . Konfliktursachen und deren Beseitigung 
Theorie der sozialen Verteidigung und deren Schwie- 1 ntemationales 1970 
rigkeiten kennen. Rotes Kreuz Die gewaltfreie Verteidigung als Alternative zur militärischen . 

Amnesty 1 nterna- Ebert. Th.: Gewaltfreler Auf- Verteidigung. 
Ergebnisse der Friedensforschung kennen: tional stand . .. , Fischer 1123, 1971 

Zivieldienst 
- Unterscheidung von direkter und indirekter (struktureller) soziale Verteidigung Bundeszentrale für politische 

Gewalt Bildung, Probleme der Friedens-

- Ursachen von Krieg und Gewalt (Lebensnot, Herrschafts- erziehung 
streben, Sendungsglaube, Triebdrang, Gruppenidentifika- Schriften Heft 90 
tion, projektive Angst). Wehrpflicht ... 

- Methoden bzw. Modelle zur friedlichen Regelung von Reihe Kontrovers 
Konflikten (nationale Rechtsordnungen, Völkerrecht, 
Weltorganisationen, Wettspiele, Spieltheoriel. Informationen . . . 

- Die politische und gesellschaftliche Rolle der Streitkräfte Nr. 149 und 150 
kennen und beurteilen können. 

Fetscher, J.: Modelle der Frie-
denssicherung. Serie Pieper Nr. 41 

„ . daß persönliche Entscheidung für Wehrdienst oder für Zivil- AVM: 
dienst ethisch und politisch begründet werden kann. FTS .2036, Wer will unter die 

' Soldaten, 17', 
„. daß in der konkreten persönlichen: Auseinandersetzung mit den 

Problemen der Friedenssicherung +in Gewissenskonflikt ange- FTS 84, Kriegsspiele, 40' 
legt ist. ' 

1 

' 1 

' 
1 
1 
1 
1 
1 
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-Grundsätze für die einzelne Unterrichtsstunde 

Der Jugendliche soll: 

Den politischen und allgemeinen wirtschaftlichen Reil von Tageszeitungen lesen und 
entsprechende Radio- und Fernsehsendungen verfolgen können. 

Zu einer Sachfrage zusätzliche Informationen beschaffen können (Bibliothek, 
Statistik, Handbuch, Landeszentrale für Politische Bildung, Radio-, Fernseh-, Zeitungs-
redaktionen, Schule, ggf. auch Interview u.ä.). 

Aus Bildmaterial Sachinformationen entnehmen und Manipulationen erkennen können. 

Fragwürdiges und Alternatives erkennen und den Konfliktgehalt unterschiedlicher Auf-
fassungen ermessen können. 

Standpunkte vertreten, vergleichen und weiterverfolgen können. 

Zu Lösungsvorschlägen Stellung nehmen und hierbei Sachwissen aus anderen Be-
reichen heranziehen können. 

An einem Gespräch politischen 1 nhalts (durch Zuhören, Fragen, eigene Beiträge) teil-
nehmen könne·n. 

Eine Diskussion in den Hauptergebnissen mündlich (ggf. auch schriftlich) festhalten 
können. 

An einer Diskussion aktiv teilnehmen (ggf. auch führen) und sich mit vorgetragenen 
Argumenten kritisch und geschickt auseinandersetzen können. 

1 nformationen, Standpunkte, Argumente, Lösungsvorschläge zusammenfassend und 
wirksam darstellen können (Gespräche, Rede, Referat, Brief, Thesen, auch durch 
Plakat und Flugblatt u.ä.). 

Planvolles Handeln organisieren können. 

Kritik und Enttäuschung ohne Resignation und ohne Aggression aushalten können 
(ebenso wie entsprechende Versagens-Wirkungen bei anderen einsehen - und für beides 
ein Verhaltens-1 nstrumentarium aufbauen). 

9 . 
Bereit sein: 

Entscheidungen zu treffen und zu begründen, 

Konflikte rational zu regeln, 

Macht - auch eigene - kontrollieren zu lassen, 

Kritik und Selbstkritik zu üben, 

1 nformationen zu kontrollieren, 

eigene Bedürfnisse und 1 nteressen zu vertreten und fremde zu berücksichtigen, 

Situationen zu verändern, 

das Auseinanderfallen von Anspruch und Wirklichkeit auszuhalten, 

solidarisch zu handeln, aber auch Widerstand zu leisten, 

Kompromisse zu schließen. 
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